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Der im September 2004 herausgegebene Kommentar zur Tiroler Gemeindordnung 2001 – TGO 
(„Brandmayr/Ludwig“) wurde überarbeitet und aktualisiert. Gemeinsam mit der Vorständin der 
Abteilung Gemeinden im Land Tirol, Mag.a Christine Salcher, und Gemeindeverbandspräsident 
Bgm. Ernst Schöpf wurde dieser vom Autorenteam Dr. Niklas Sonntag, Dr. Gerhard Brandmayr, 
Mag. Peter Stockhauser und Mag. Günther Zangerl (v.l.) präsentiert. Seite 14

Neuer Kommentar zur
Tiroler Gemeindeordnung



Zunächst nehme ich die unmittelbar be-
vorstehenden Wahlen auf Gemeindeebene 
zum Anlass, um mich bei den Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeistern sowie bei 
sämtlichen FunktionsträgerInnen in den 
„Kommunalparlamenten“ für die in den 
vergangenen sechs Jahren geleistete Arbeit 
im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger 
aufrichtig zu bedanken. 

Gleichzeitig freut es mich, dass sich mit 
Abgabefrist 5. Februar 2016, 17.00 Uhr, 
auf insgesamt 876 bei den Gemeinde-
wahlbehörden eingebrachten Wahlvor-
schlägen Kandidatinnen und Kandidaten 
finden, die sich für das kommunale Ge-
schehen interessieren und bereit sind, sich 
für das Gemeinwohl zu engagieren.

Ohne den Lebenslauf der jeweiligen 
Wahlwerberinnen und Wahlwerber zu 
kennen, gehe ich in diesem Zusammen-
hang davon aus, dass den Wahlberech-
tigten damit ein sehr vielschichtiges und 
vielfältiges Angebot an wählbaren Perso-
nen unterschiedlichster Ausprägung nach 
Geschlecht, Alter, Beruf, Herkunft, Cou-
leur ua. zur Verfügung stehen wird. Dies 
wiederum die Voraussetzung für eine hohe 
Wahlbeteiligung darstellt und in weiterer 
Folge den gewählten Funktionärinnen 
und Funktionären eine hohe Legitimation 
und damit wohl auch große Motivation 
für ihr politische Tätigkeit verleiht. Dies 
auch insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass die kommunale Ebene dem „Gestal-
tungsspielraum des Einzelnen“ auch bei 
immer knapper werdenden Ressourcen im 
Verhältnis zu politischen Ämtern auf Lan-
des-, Bundes- oder EU-Ebene noch im-
mer den größtmöglichen Platz einräumt. 

Für die Funktion der Bürgermeisterin 
/ des Bürgermeisters haben sich bis zur 
oben angeführten Einreichfrist insgesamt 
545 Kandidaten, davon 45 Bürgermeis-
terkandidatinnen, in 277 Gemeinden 
beworben. In der Gemeinde Gramais 
wurde kein Wahlvorschlag für die Wahl 
des Gemeinderates und damit auch kein 
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Die Meinung des Präsidenten
Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser

„Ich gehe davon aus, dass 
den Wahlberechtigten ein 
sehr vielschichtigs und viel-
fältiges Angebot an wählba-
ren Personen zur Verfügung 
stehen wird.“

Wahlvorschlag für die Wahl des Bürger-
meisters abgegeben. 

Die nunmehr ziffernmäßig festgestellte 
Anzahl der Wahlvorschläge für die höchs-
te politische Funktion in den Gemeinden 
im Zuge der bereits zum fünften Male 
stattfindenden „Bürgermeister-Direkt-
wahl“ – sie gilt in Tirol seit 1992 – lässt 
mich über das Berufsbild der Bürgermeis-
terin / des Bürgermeisters nachdenken. An 
jeden Beruf werden bestimmte Vorausset-
zungen geknüpft und sind den diversen 
Stellenanzeigen zu entnehmen. Nicht 
so für den Beruf einer Bürgermeisterin / 
eines Bürgermeisters.

Um diese Funktion zu bekleiden, genügt 
es „gewählt“ zu werden. Ist die Wahl 
erfolgreich, dann ist man verantwortlich 
für das Unternehmen „Gemeinde“ als 
führender Anbieter von Dienstleistun-
gen für Bürgerinnen und Bürger. Die 
Anliegen der Mitbürger stehen dabei im 
Zentrum des Tätigkeitsfeldes. Je nach 
Größe der Gemeinde ist die Führung, 
Weiterentwicklung des Mitarbeiterteams 
aus verschiedensten Fachbereichen zu 
bewerkstelligen. Die Gemeinde ist nach 
außen zu repräsentieren und das idealer-
weise 24 Stunden pro Tag an sieben Tage 
pro Woche. 

Herausforderungen bei Naturkatastro-
phen und Krisen gehören ebenso dazu, 
wie die Schlichtung von Streitfällen. Auch 
sind Bauvorhaben behördlich zu beurtei-
len und ist mit der Politik auf Landesebe-
ne zu verhandeln. 

Um nun dieses „Delta“ zwischen „An-
spruch“ und Wirklichkeit“ möglichst klein 
zu halten, sind eine gediegene Schulaus-
bildung, Kenntnisse der kommunalen 
Strukturen, Erfahrungen in Politik, in 
Personalbetreuung, in Rechtswissenschaft 
und in digitaler Kommunikation gewiss 
von Vorteil. Eine gute, zielgruppengerech-
te Kommunikation, Menschenfreundlich-
keit, Verantwortungsbewusstsein, Kon-
taktfreudigkeit und die Bereitschaft, auch 



über persönliche Bedürfnisse hinaus für 
die Interessen der Gemeindebevölkerung 
einzutreten, sind nur einige der vielen 
Anforderungen an das Amt der Bürger-
meisterin/des Bürgermeisters. 

Als einer mit reichlich Erfahrung ausge-
statteter Kommunalpolitiker weiß ich aber 
auch, dass trotz großer Aufgabenvielfalt 
auch ein „gehörig Maß an Gelassenheit“ 
und gute Freunde neben individueller Prä-
ferenzen zum „Berufsbild Bürgermeister“ 
gehören. 

In Wahrung der Prämisse, die Bürger-
meisterfunktion nicht zu einem Stress-
beruf werden zu lassen, sondern zu einer 
freudenreichen Berufung, gratuliere ich 
all jenen Personen, die sich als Kandidatin 
und Kandidat für das Amt der Bürger-
meisterin / des Bürgermeisters zur Ver-
fügung stellen und wünsche für die noch 
verbleibenden Tage der Wahlauseinander-
setzung alles Gute. 

Ich werde mich ebenfalls in meiner 
Heimatgemeinde Sölden der Bürgermeis-
terwahl stellen und mich bei positivem 
Ausgang bei der Wahl des Präsidiums an-
lässlich des Tiroler Gemeindetages am 27. 
April 2016 in der Marktgemeinde Telfs 
wiederum für das Amt des Präsidenten 
des Tiroler Gemeindeverbandes bewerben. 

In nächster Zeit gilt es wichtige Ent-
scheidungen zu treffen, 

  meint Euer
 Ernst Schöpf
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„Als ein mit reichlich Er-
fahrung ausgestatter Kom-
munalpolitiker weiß ich, 
dass trotz großer Aufga-
benvielfalt auch ein gehörig 
Maß an Gelassenheit und 
gute Freunde neben indivi-
dueller Präferenzen  zum 
Berufsbild Bürgermeister 
gehören.“

Tiroler Gemeindeverband
im Internet

www.gemeindeverband-tirol.at

Mit einem umfassenden
Servicebereich

Tel. 05 12 - 58 71 30
E-Mail:

tiroler@gemeindeverband-tirol.at
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Zukunftsraum Lienzer Talboden

Wettbewerbsfähiger Lebens-
und Wirtschaftsstandort

Im Jahr 2013 initiierten die 15 Gemein-
den Ainet, Amlach,  Assling, Dölsach, 
Gaimberg, Iselsberg-Stronach, Lavant, 
Leisach, Lienz, Nikolsdorf, Nußdorf-
Debant, Oberlienz, Schlaiten, Thurn und 
Tristach einen gemeinsamen strategischen 
Entwicklungsprozess mit der Zielsetzung 
einer engen stadt-umland-räumlichen 
Zusammenarbeit in Infrastrukturfragen, 
der Siedlungs- und Wirtschaftsentwick-
lung sowie der Verwaltungskooperation. 
Die Außenwirkung ist auf die  Positionie-
rung als Schwerpunkt- und Impulsraum 
im funktionalen Verflechtungsraum mit 
Oberkärnten und dem Südtiroler Puster-
tal ausgerichtet. Vorteile und Nutzen der 
strategischen Stadt-Umland-Konzeption 
liegen in der Erschließung von Effizienz-, 
Effektivitäts- und Agglomerationseffek-
ten. Die 15 Gemeinden im Lienzer Tal-
boden umfassen eine Fläche von 471 km², 
28.000 EinwohnerInnen und stellen mit 
rund 18.000 Erwerbstätigen sowie einer 
hohen Konzentration an Infrastruktur-, 
Freizeit- und Bildungseinrichtungen das 
soziale, gesellschaftliche und erwerbswirt-
schaftliche Zentrum im überregionalen 
Verflechtungsraum dar. Die ausgeprägte 
geographische Lage im Schnittpunkt von 
drei Bundesländern und der Grenznähe 
zu Südtirol/Italien macht die besondere 
Bedeutung und zugleich Verantwortung 
des Zukunftsraumes Lienzer Talboden als 
Infrastruktur, Impuls- und Innovations-
zentrum für die Entwicklung der umge-
benden Räume evident. 

 
Prozessablauf:

räumlich und thematisch
integrierter Entwicklungsansatz

Nach der Auftaktveranstaltung im Jahr 
2013 wurde im Modus eines mehrstu-
figen Entwicklungsprozesses, moderiert 

Josef Mair
Bürgermeister
von Dölsach

Gemeindeamt Dölsach
9991 Dölsach 5

Tel.04852 643 33
Fax: 04852 643 33 66

E-Mail:
office@doelsach.at

Internet:
www.doelsach.at
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Strategische Stadt-Umland-Kooperation von 15 Gemeinden mit der Zielsetzung der gemein-
samen Gestaltung der künftigen Entwicklung und Positionierung als wettbewerbsfähiger 
Lebens- und Wirtschaftsstandort „Zukunftsraum Lienzer Talboden“.

und betreut vom Institut für Standort-, 
Regional- und Kommunalentwicklung 
ISK, eine umfassende Bestandsaufnahme 
der Stärken und Entwicklungspotentiale 
im funktionalräumlichen Kontext durch-
geführt. In einem weiteren Schritt konn-
ten die Handlungsfelder der künftigen 
Zusammenarbeit der 15 Gemeinden mit 
der Fragestellung „wo wollen und können 
wir als Zukunftsraum Lienzer Talboden 
in der Zukunft eng zusammenarbeiten“, 
festgelegt und darauf abgestimmt, kon-
krete Maßnahmen definiert. Im Ergebnis 
liegt seit Mai 2015 ein von den Gremien 
des Planungsverbandes 36 formell be-
schlossenes, „integriertes Standort- und 
Wirtschaftsentwicklungskonzept“ für den 
Zukunftsraum Lienzer Talboden  vor, 
das die konzeptionelle Grundlage für 
die Umsetzung von Maßnahmen in den 
neun Handlungsfeldern Wirtschafts-
entwicklung und Flächenmanagement, 
standorttouristische Flächen- und In-
frastrukturentwicklung, gemeinsame 
Mobilitätspolitik, Spezialisierung im 
Bildungssektor, Verwaltungskoopera-
tionen, gemeinsames Management für 
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie 
abgestimmte, gemeindeübergreifende 
Maßnahmen der Energiepolitik festlegt. 
Als übergeordnete Maßnahmenfelder ist 
die Zusammenarbeit mit bestehenden 
Einrichtungen, Organisationen und Inter-
essensvertretungen zu einer koordinierten 
und effektiven Standortbewerbung sowie 
die strukturellen Voraussetzungen  für 
ein Regional Governance und ein ope-
ratives Stadt-Umland-Management im 
Abschlussprotokoll determiniert. Für den 
Zukunftsraum Lienzer Talboden wird der 
räumlich integrierte Ansatz in einer relati-
onalen Perspektive mit den Nachbarregio-
nen als offen, nicht territorial eingegrenzt, 
definiert. Es besteht damit das Potential, 
in einem weiteren Schritt der räumlichen 
Kooperation im Sinne der EVTZ1 mit 
den Stadt-Umland-Kooperationen Spittal 

1 EVTZ, Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit, Instrument zur grenzüberschreitenden 
Kooperation und Zusammenarbeit.2 EuGH 26.5.2005, C-43/04, Stadt Sundern



WIR NEHMEN DIE ZUKUNFT SELBST IN DIE HAND.
Modernste Glasfasertechnologie für alle 15 Gemeinden des Lienzer Talbodens ermöglicht
ungeahnte Chancen. Für Betriebe. Für Bildung. Für Freizeit. Für uns alle.
Info: www.ZukunftsraumLienzerTalboden.at

Foto: Profer&Partner

Die 15 ÜbergermeisterInnen des Planungsverbandes 36 bauen mit dem Good-
Practice-Beispiel Zukunftsraum Lienzer Talboden auf intensive regionalräumliche 
Kooperation. Von links nach rechts, erste Reihe: Bgm. Ludwig Pedarnig, Bgm. Ge-
org Rainer, Bgm. Ing. Reinhold Kollnig; Bgm. Ing. Mag. Markus Einhauer, Bgm. und 
Obmann des Planungsverbandes Josef Mair, Bgm.  Thomas Tschapeller, BgmIn. 
Martina Klaunzer, Bgm. Martin Huber, BgmIn. LA Dipl.-Ing. Elisabeth Blanik, Bgm. 
Bernhard Schneider MBA, Bgm. Mag. Karl Poppeller. Von links nach rechts, zweite 
Reihe:Bgm. Franz Idl, Bgm. Dietmar Zant, Bgm. Oswald Kuenz. Bgm. Ing. Andreas 
Pfurner
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an der Drau, Hermagor (Oberkärnten) 
und Bruneck (Südtirol/Italien) ein strate-
gisches Netzwerk zur grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit zu entwickeln.

Regional Governance:
von konventioneller Steuerung

bis Regionalkonferenzen 

Aus den Erfahrungen der Akteure, 
dass bei der interkommunalen Zusam-
menarbeit die politisch-administrative 
Steuerung, Vertrauen und Verständnis, 
Transparenz und Toleranz über die jewei-
lige territoriale Gemeindegrenze hinaus 
zentrale Erfolgsfaktoren darstellen, wurde 
von den Verantwortlichen des Planungs-
verbandes für die Entwicklung der Stadt-
Umland-Kooperation ein mehrgliedriger 
Regional Governance-Ansatz mit Klau-
surtagungen, Workshops, Lernexkursio-
nen, formellen Verbandsversammlungen, 
organschaftlichen Beratungen und Be-
schlüssen der jeweiligen Gemeinden (Vor-
stand und Gemeinderat) bis hin zu neuen 

informellen Instrumenten wie den „Regi-
onalkonferenzen“ als Diskussion- und Be-
ratungsforum für die MandatareInnen der 
15 Mitgliedsgemeinden entwickelt und 
erfolgreich eingesetzt. Formell wird der 
Entwicklungsprozess vom Planungsver-
band 36, Lienz und Umgebung getragen, 
einem nach Tiroler Raumordnungsgesetz 
definierten Gemeindeverband. 

Ultraschnelles Internet:
Chancengleichheit für alle Gemeinden

im Stadt-Umland-Verbund

Als eine der ersten Umsetzungsmaß-
nahmen und zugleich kraftvollen Impuls 
für die Stadt-Umland-Kooperation setzen 
die 15 Gemeinden einen ambitionierten 
Breitbandmasterplan um und investieren 
in ein eigenes Glasfasernetz als selbstver-
waltete interkommunale Informations- 
und Kommunikationsinfrastruktur der 
Zukunft.  Mit einer Investitionssumme 
von 3.2 Millionen Euro werden im 
Frühjahr 2016, unterstützt durch Bundes-
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förderungen und Mittel aus dem Tiroler 
Breitbandprogramm, das „Backbone-Sys-
tem2“ mit 73 km Hauptleitungen alle 15 
Gemeinden an die internationalen Infor-
mations- und Datensysteme anschließen. 
Parallel dazu errichten die Gemeinden auf 
ihren Gebieten unter Nutzung von Syner-
gieeffekten im Tiefbau die Ortsnetze und 
passiven Anlagenteile. Zielsetzung ist es, 
flächendeckend nach dem FTTH-Ansatz3 
möglichst viele Betriebe und Haushalte 
im Gemeindeverbandsraum mit Lichtwel-
lenleiter und „ultraschnellem Internet“ zu 
erschließen. Nach dem Modell „Passive-
Sharing4“ wurden die Endkundendienste 
an private Anbieter ausgeschrieben. Mit 
der Umsetzung des Breitbandmasterplanes 
des Planungsverbandes 36 besteht künftig 
für alle Gemeinden im Zukunftsraum 
Lienzer Talboden Chancengleichheit im 
Standortfaktor der digitalen Erreichbar-
keit mit einer Versorgungsqualität, die üb-
licherweise nur in Ballungs- und Verdich-

tungsräumen angeboten wird. Gleichzeitig 
führt dieses Modell einer Public-Private-
Partnership zu einer Teilregionalisierung 
der Wertschöpfungskette „Telekommu-
nikationsdienste“ und einer Stärkung der 
Zukunftsfähigkeit. 

 Unter der Markenbezeichnung „Zu-
kunftsraum Lienzer Talboden, RegioNet“  
entsteht aus dem Prozess der strategischen 
Stadt-Umland-Kooperation der 15 Ge-
meinden eine topmoderne Infrastruktur 
für die Kommunikations- und Wissensge-
sellschaft.

2 Backbone-System, Hauptnetz, Hauptleitungen des Internetsystems
3 FTTH, Fibre to the home, Glasfaserleitungen bis in die  Wohn- und Betriebsobjekte
4 Passive-Sharing, geteilt Nutzung der passiven Netzteile durch verschiedene Anbieter

Die Standortmarke 
Zukunftsraum Lienzer Talboden © 
Die Standortmarke „Zukunftsraum Lienzer Talboden“ ist 

visuelle „Klammer“ und Dachmarke für den Prozess, die 
Aktivitäten, Maßnahmen und Produkte der Standort-
entwicklung sowie für die gemeinsame Positionierung 
der 15 Verbandsgemeinden zu einem attraktiven und 
wettbewerbsfähigen Lebens- und Wirtschaftsraum. Die 
Marken- und Identitätspolitik ergänzt die Projekte der 
Stadt-Umland-Kooperation, sorgt für Sichtbarkeit und 
fokussiert grafisch die gemeinsame, interkommunale Ziel-
setzung der kooperativen Gestaltung eines Zukunftsraumes 
Lienzer Talboden.

Verfasser:
Mag. (FH) Mag. Oskar 
Januschke,
Standortentwicklung, 
Wirtschaft und
Marketing Stadt Lienz



7

Kommunale Bauprojekte brauchen 
starke Finanzierungspartner

Tiroler Gemeinden bauen auf Raiffeisen
Als größte Tiroler Bankengruppe ist Rai-

ffeisen ein starker und kompetenter Partner 
für Investitionen in der Region. Ein aktuelles 
Beispiel: das Großprojekt „Bildungszentrum 
Kirchdorf“. Mit der Eröffnung des neuen 
Ganztages- und Ganzjahres-Kindergartens 
im November 2015 wurde, ein Jahr nach 
der Eröffnung der neuen Volksschule, die 
zweite Baustufe abgeschlossen. Durch den 
Um- und Zubau entstanden lichtdurchflute-
te Spielflächen, Frei- und Bewegungsräume 
für aktuell 76 Kinder in vier Kindergarten-
Gruppen. Die Gemeindeführung nimmt für 
dieses groß angelegte Bauvorhaben mehr als 
zehn Millionen Euro in die Hand. Heuer 
werden noch Kinderkrippe und Bibliothek 
erweitert, der Musikpavillon umgebaut und 

Bürgerinnen und Bürger stellen – zu Recht – hohe Ansprüche an Städte und Gemeinden. 
Moderne Lebensräume sollen geschaffen und die Lebensqualität dadurch gesteigert werden. 
Doch große Projekte stellen für Gemeinden eine finanzielle Herausforderung dar. Bauarbeiten 
an Schulen, Gemeindehäusern oder Feuerwehrhallen benötigen nicht nur eine sorgfältige und 
gute Planung, sondern auch viel Weitblick und eine kalkulierbare sowie sichere Finanzierung.

der Dorfplatz neu gestaltet. Wie viele andere 
Tiroler Gemeinden baut Kirchdorf bei der 
Finanzierung auf die jahrzehntelange Erfah-
rung und das Know-how von Raiffeisen.

Raiffeisen als finanzieller Nahversorger
Mit 247 Bankstellen in Tirol ist Raiffeisen 

der erste Ansprechpartner für Bürgermeister 
und Finanzverwalter der Gemeinden. Die 
Raiffeisen-Mitarbeiter vor Ort kennen die 
Bedürfnisse der Gemeinden. Sie leben selbst in 
den Regionen und viele sind sogar in Ge-
meinderäten vertreten oder engagieren sich 
ehrenamtlich in Vereinen. Die Kombination 
von Kundennähe und maßgeschneiderten 
Finanzierungsmöglichkeiten macht Raiffeisen 
seit mehr als 125 Jahren zum starken Partner 
für Gemeinden und Städte in ganz Tirol.  pr

Raiffeisen-Experte
MMag. Alexander 
Smith 
(Raiffeisen Kommunal-
betreuung Tirol)
beantwortet Ihre
Fragen und bespricht 
Ihr Vorhaben auch
gerne persönlich mit 
Ihnen. Für Sie
erreichbar unter der 
Telefonnummer
0512 5305-13608
oder per E-Mail an 
alexander.smith@
rlb-tirol.at.
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Auch Kirchdorf baut beim neuen Bildungszentrum auf Raiffeisen 
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Mit Inkrafttreten des Tiroler Lehrer 
– Diensthoheitsgesetz 2014 (TLDHG 
2014) am 01.01.2015 wurde beim Amt 
der Tiroler Landesregierung/ Abteilung 
Hochbau ein Landesarbeitsinspektorat 
eingerichtet.

Das Landesarbeitsinspektorat wird vom 
Landesarbeitsinspektor geleitet. Dem 
Arbeitsinspektor kommen jene Aufgaben 
und Befugnisse zu, die nach den dienst-
rechtlichen Vorschriften des Bundes den 
Organen der Arbeitsinspektion zukom-
men. Im speziellen handelt es sich hier um 
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
der Lehrer.

Hauptaufgabe des Landesarbeitsinspek-
torates ist die Überprüfung der Einhal-
tung der Bedienstetenschutz rechtlichen 
Bestimmungen. Der Landesarbeitsins-
pektor ist berechtigt, alle Pflichtschulen 
in Tirol zu betreten und zu besichtigen. 
Die Überprüfungen müssen unangemeldet 
erfolgen. Eine Anmeldung oder Termin-
vereinbarung ist nur zulässig, wenn dies 
der Zweck der Überprüfung im Einzelfall 
unbedingt erfordert. Die Auswahl der zu 
besichtigenden Schulen ist grundsätzlich 
Sache des Landesarbeitsinspektors.

Der Schulleiter (die Schulleiterin), der 
Schulerhalter und die Landesregierung 
sowie allenfalls auch Lehrkräfte sind dazu 
verpflichtet, dem Landesarbeitsinspektor 
alle gewünschten Auskünfte, die mit der 
Überprüfung im Zusammenhang stehen, 
zu erteilen. Darüber hinaus ist dem Lan-
desarbeitsinspektor auf Verlangen Einsicht 
in alle Unterlagen zu gewähren, die mit 
dem Bedienstetenschutz in Zusammen-
hang stehen. Der Landesarbeitsinspektor 
ist befugt, Ablichtungen, Abschriften oder 
Auszüge von derartigen Unterlagen anzu-
fertigen. Auf sein Verlangen sind derartige 
Unterlagen dem Landesarbeitsinspektorat 
zu übermitteln. Der Landesarbeitsins-
pektor ist auch dazu berechtigt, allenfalls 
erforderliche Messungen und Untersu-
chungen vorzunehmen.

Stellt der Landesarbeitsinspektor eine 
Verletzung der bedienstetenschutzrecht-
lichen Bestimmungen fest, ist der Schul-
leiter (die Schulleiterin) dahingehend zu 
beraten, auf welche Weise der ordnungsge-
mäße Zustand (wieder) hergestellt werden 
kann. Des Weiteren ist der Schulleiter 
(die Schulleiterin) aufzufordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist die für die Her-
stellung des ordnungsgemäßen Zustandes 
erforderlichen Schritte zu setzen. Bei bau-
lichen und Ausstattungsmängeln hat der 
Schulleiter (die Schulleiterin) darauf hin 
unverzüglich den Schulerhalter zu infor-
mieren und ihn um Behebung der Mängel 
zu ersuchen.

Bei unmittelbar drohender Gefahr für 
das Leben oder die Gesundheit von Lehr-
kräften hat das Landesarbeitsinspektorat 
weiter gehende Rechte. Im Extremfall 
kann der Landesarbeitsinspektor sogar die 
gänzliche oder teilweise Schließung der 
Schule verlangen.

Ebenfalls ein Schwerpunkt des Landes-
arbeitsinspektorates ist die Ausbildung 
ausgewählter Lehrkräfte zu Sicherheits-
vertrauenspersonen (SVP) und zu Brand-
schutzbeauftragten (BSB). Ziel ist es 
das jede Pflichtschule, abhängig von der 
Größe und Anzahl der Lehrkräfte mind. 
eine Sicherheitsvertrauensperson, einen 
Brandschutzbeauftragten sowie ausgebil-
dete Ersthelfer vorweisen kann. 

Die Ausbildung findet in Kooperation 
mit dem BFI Tirol statt, und wird auch in 
den Bezirksstellen des BFI Tirol angebo-
ten. Die Ausbildungen zum Brandschutz-
beauftragten finden an der Landesfeuer-
wehrschule in Telfs statt. Das Trainerteam 
für diese Kurse besteht aus internen (Land 
Tirol) sowie externen Spezialisten welche 
sehr große Erfahrung auf den Gebieten 
Bedienstetenschutz, Arbeitssicherheit, 
Arbeitsmedizin und Arbeitspsychologie 
mitbringen.

Ist die Gemeinde Schulerhalter, so hat 

Landesinspektorat wurde eingerichtet

Bmstr. Ing.
Ludwig Tanzer
Amt der Tiroler
Landesregierung
Abteilung Hochbau
Herrengasse 1-3
6020 Innsbruck

E-Mail:
ludwig.tanzer@tirol.gv.at

Internet:
www.tirol.gv.at/bauen-
wohnen/hochbau
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Es geht um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz für Lehrer



Wir suchen Grundstücke
Um auch in Zukunft den Tirolerinnen und Tirolern 

qualitativ hochwertige und leistbare Wohnungen zu
sichern, suchen wir in ganz Tirol Baugrundstücke 

ab 1.000 m2 in guter Lage.   
  

   
   

N E U E  H E I M AT  T I R O L
Gemeinnützige WohnungsGmbH

Gumppstraße 47, A-6023 Innsbruck
Tel.: (0512) 3330, nhtirol@nht.co.at

www.neueheimattirol.at
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diese den Brandschutzbeauftragten sowie 
den oder die Brandschutzwarte zu bestel-
len und dafür Sorge zu tragen das die be-
stellten Personen die geforderten Aus-und 
Fortbildungen besuchen. Im Zuge von 
Begehungen wird der Ausbildungs- bzw. 
Fortbildungsstand vom Landesarbeits-
inspektor überprüft und gegebenenfalls 
vorgeschrieben.

Der Landesarbeitsinspektor kann auf 
einen Stab an Fachleuten zurückgreifen 
welche ihn bei der Abwicklung seiner Tä-
tigkeiten unterstützen, und allenfalls bei 
der Begehung der Gebäude dabei sind.

Als Unterstützung hinzugezogen 
werden Arbeitsmediziner, Arbeitspsy-
chologen, Spezialisten der AUVA sowie 
Spezialisten des Arbeitsinspektorates 
oder aber auch externe Fachleute wie z.B. 
Sachverständige.

Ziel ist es, alle Pflichtschulen im Bun-
desland  Tirol sicherheitstechnisch und 
im Sinne des Bedienstetenschutzes zu 
evaluieren und somit die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz für Lehrkräfte zu 
garantieren.

102,3 Millionen Euro aus 
GAF-Mitteln vergeben
Wichtiges Geld für Infrastruktur

Nach einer aktuellen Auswertung der 
Gemeindeabteilung des Landes konnten 
Tirols Gemeinden und Gemeindever-
bände im Jahr 2015 mehr als 102,3 Mil-
lionen Euro an Bedarfszuweisungen aus 
dem Gemeindeausgleichsfonds (GAF) für 
kommunale Infrastrukturvorhaben nutzen. 
„Das Land Tirol ist ein starker Partner der 
Gemeinden. Mit den insgesamt vier Aus-
schüttungen aus dem Gemeindeausgleichs-
fonds können jedes Jahr wichtige Vorha-
ben, von denen die Bevölkerung vor Ort 
unmittelbar profitiert, umgesetzt werden“, 
erklärt Gemeindereferent LR Johannes 
Tratter. Die Fördermittel werden in allen 
kommunalen Wirkungsbereichen einge-
setzt, zum Beispiel um Schulen, Kinder-
gärten und Altenwohnheime zu sanieren, 
die Straßen und Wege instand zu halten, 
eine leistungsstarke Wasser beziehungs-
weise Abwasserversorgung zu garantieren, 
Katastrophenschäden zu bewältigen oder 
kommunale Einrichtungen zu bauen bzw. 
zeitgemäß zu adaptieren.
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Meist kommt die Mitteilung für die 
Verantwortlichen in den Gemeinden und 
dementsprechend auch für die Gemeinde-
bürger überraschend, dass nun Asylwerber 
in den Gemeinden untergebracht werden 
müssen.

Sorgen und Ängste sind in den meisten 
Fällen die erste Reaktion, oft auch Unmut 
bei den direkten Nachbarn, aber auch eine 
große Welle der Hilfsbereitschaft.

Es ist nicht immer einfach mit diesen 
oft widersprüchlichen Reaktionen der 
Bevölkerung umzugehen, Interessenaus-
gleich zu schaffen, Bedürfnisse  erkennen 
und damit umgehen können, für Fairness  
sorgen, zeigen, dass das Vertrauen in die 
Gemeindeführung gerechtfertigt ist und 
alles in allem Akzeptanz für die neuen 
Bewohner schaffen.

Eine umfassende Vorbereitung sollte 
mit einer gründlichen Stakeholderanalyse 
beginnen:  Welche Gruppen, Institutionen 
oder Einzelpersonen haben Interessen 
oder sehen diese durch die Ankunft der 
Asylwerber oder von Asylanten gefährdet? 
Hier kann angesetzt werden, die Be-
weggründe oder zu erwartenden Aktivi-
täten, auch Widerstände der einzelnen 
Interessensgruppen durchzudenken, auf 
Konfliktpotential hin zu untersuchen und 
Lösungsmöglichkeiten anzudenken.

Im nächsten Schritt sollten sich die 
Gemeindeverantwortlichen diese Gedan-
ken auch bezüglich Asylwerber machen.  
Welche Bedürfnisse werden diese haben, 
wo könnten sich aus deren Sicht Konflikte 
ergeben und wie kann man ihnen hilfreich 
zur Seite stehen, damit sie den Integrati-
onsprozess gut bewältigen können.

Kommunikation ist das umfassen-
de Bindeglied des Prozesses und das 
Schmiermittel, das ihn in Gange hält und 
gelingen lässt. Das bedeutet  eine effi-
zientes Kommunikationsdesign sowohl 
für eine erste Bürgerinformationsveran-
staltung, als auch für den permanenten 
Prozess zu finden und ihn so zu gestalten, 

dass flexibel auf Feedback, Änderungen 
oder Neues eingegangen werden kann. 

Für die erste Informationsveranstaltung 
für die Bürger sind die Verantwortlichen 
gut beraten, diese von einer externen 
Person, vorzugsweise einem Mediator, 
einer Mediatorin moderieren zu lassen. 
Alle anderen Teilnehmer dieser Veranstal-
tung sind Beteiligte oder Betroffene und 
deshalb immer Teil des Systems.

Es ist in jedem Fall auch wichtig, die 
Gemeindemitarbeiter vorneweg zu infor-
mieren, denn auch deren Schultern haben  
einen Teil der Last zu tragen, man denke 
nur an Meldeamt, Standesamt, Sozialamt, 
Integrationsstelle, etc. Die Führungsper-
sonen und die engagierten Mitarbeiter, 
aber auch die vielen ehrenamtlichen 
Mitarbeiter aus der Bevölkerung werden 
gut daran tun wichtiges kommunikatives 
Handwerkszeug zu beherrschen um auch 
dementsprechend mit Widerständen oder 
eskalierenden Situationen gut umgehen zu 
können.

Damit der Bevölkerung in diesen Ver-
änderungsprozessen in den Gemeinden 
ein Gefühl von Sicherheit und Stabilität 
vermittelt wird, ist es für die politische 
Spitze wichtig Leadership zu zeigen und 
den Willen zur Verantwortung zu doku-
mentieren. 

Leadership ist auch  für die Führung 
und die Motivation der vielen, vielen Eh-
renamtlichen notwendig, denn ohne diese 
wären die Anforderungen, die die Aufnah-
me der Asylwerber mit sich bringt, nicht 
zu schaffen und das System Asylwerber-
aufnahme würde vor dem Kollaps stehen.
Mit dem mediativen Handwerkskoffer 
haben die Akteure in diesem Prozess gute 
Voraussetzungen dafür, den Prozess der 
Asylwerberaufnahme in Richtung fun-
dierte Integration zu führen. Interessen-
klärung, Verständnisaufbau, gemeinsame 
Ziele definieren und gemeinsame Lö-
sungsoptionen zu suchen sind der Weg zu 
einem zufriedenen Miteinander für beide 
Seiten.

Asylwerber in unseren Gemeinden

Dr. Christa
Fischer Korp
CFK
Mediative Kompetenz in
der Unternehmens-
beratung

Süßrücken 16
3354 Wolfsbach

Tel. 07477 8242

E-Mail:
kontakt@cfk-wirtschafts-
mediation.eu
Internet:
www.cfk-wirtschafts-
mediation.eu
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Gem2Go: Gemeindeservice
auf dem Smartphone

Telefonieren? Ja, geht 
auch, aber in erster Linie 
wird das Smartphone im-
mer mehr zur Informati-
onszentrale. Bürgermeister 
und Gemeinden, die dort 
Informationen anbieten, 
stehen für Innovation und 
Mobilität: Sie bringen 
ihre Themen schnell und 
einfach an den Bürger.  

Mit Gem2Go ruft der 
Bürger nicht nur Informa-
tionen und Services seiner 
Heimatgemeinde über 
das Smartphone ab. Die 
Gemeinde kann – ohne 
großen Aufwand – den 
Bürger aktiv über wichtige 
Termine wie Wasserab-
schaltungen, Straßensper-
ren oder Müllabholungen 
informieren. So wird 

Bürgerservice einfach und 
bleibt in Erinnerung. 

Mit dem individuellen 
Abfallkalender zum Bei-
spiel: die Gemeinde erin-
nert den Bürger über eine 
Push-Funktion regelmäßig 
über anstehende Müll-
Abholtermine. Zusätzlich 
können diese Termine auch 
im Kalender des Smart-
phones hinterlegt werden. 

Weitere Services wie 
etwa Veranstaltungen, lokal 
abgestimmte Job- und Im-
mobilienangebote oder die 
digitale Amtstafel machen 
Gem2Go – in Kombinati-
on mit dem RiSKommunal 
Homepagesystem – zur 
perfekten Informations- 

und Kommunikations-
plattform. Für Ihre Bürger, 
lokale Wirtschaftstrei-
bende, die Gastronomie 
und natürlich auch für 
Ihre Tourismusgäste. Die 
Gem2Go-App ist für iOS, 
Android sowie Windows 
Phone verfügbar und kann 
vom Anwender kostenlos 
heruntergeladen werden.

Sie möchten mehr 
Informationen oder eine 
Präsentation? Greifen Sie 
auf die Kompetenz und das 
Know-How von Kufgem, 
einem der größten IT-
Systemhäuser Österreichs, 
zurück. Ihr persönlicher 
Ansprechpartner für Gem-
2Go und RiSKommunal 
ist Klaus Stingl (05372 
6902, stingl@kufgem.at).  pr

Kufgem-EDV
Gesellschaft m.b.H.
Fischergries 2
6330 Kufstein

Tel. 05372 6902
info@kufgem.at
www.kufgem.at

Die informative Gemeinde-App als Mehrwert entdecken

Mit Gem2Go hat man österreichweit Zugriff auf Informationen jener Gemeinde, in 
der man sich gerade befindet. Über den integrierten Abfallkalender kann sich der 
Bürger regelmäßig über anstehende Müll-Abholtermine informieren lassen.
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Ein ganz besonderer Sonntag
Liebe Bürgerinnen und Bürger, als 

früherer Bürgermeister von Zams, habe 
ich elf Jahre lang die Geschicke meiner 
Heimatgemeinde mit 3.400 BürgerInnen 
geleitet und ist mir deshalb die Bedeu-
tung des 28. Februar 2016 ganz besonders 
bewusst:

An diesem Sonntag gebe ich bei den 
BürgermeisterInnen- und Gemeinderats-
wahlen meine Stimme für die Zukunft 
meiner unmittelbaren Heimat ab. Jeder 
von uns braucht einen solchen Ort, an 
dem Gemeinschaft funktioniert und tag-
täglich gelebt wird, wo man in vertrauter 
Umgebung Stabilität erfährt. In bewegten 
Zeiten sind die Gemeinden für zahlreiche 
Anliegen der Menschen die erste Anlauf-
stelle.

Die Gemeinden Tirols haben ein un-
heimlich breites Spektrum an Aufgaben 
vom Abfallrecycling bis zum Zivil- und 
Katastrophenschutz zu bewältigen. Ange-
sichts der bevorstehenden Wahlen danke 
ich allen Frauen und Männern, die sich 
in den vergangenen sechs Jahren in den 
Dienst ihrer Gemeinde gestellt haben. 
Nicht nur, dass Sie oft genug in Ihrer 
Freizeit tätig geworden sind, waren Sie 
auch bereit, als aktive Bürgerin und aktiver 
Bürger Verantwortung für Ihr Dorf oder 
Ihre Stadt zu übernehmen. 

Viele Frauen sind in den Tiroler Ge-
meinderäten vertreten und wurden zu 
Bürgermeisterinnen gewählt. Doch ihre 
Anzahl entspricht noch längst nicht 
ihrem Anteil an der Bevölkerung. Auch 
die Politik braucht die weibliche und die 
männliche Sichtweise. Die Politik in den 
Tiroler Gemeinden könnte von weiteren 
engagierten Frauen profitieren, die durch 
ihren Einsatz eine lebendige Demokratie 
sicherstellen. 

Der Bund schiebt vermehrt finanzi-
elle Verantwortung an die Länder und 
Gemeinden ab. Deshalb ist bei den 
bevorstehenden Verhandlungen zum 
Finanzausgleich ab 2017 eine sehr enge 
Zusammenarbeit mit den Kommunen 
notwendig, um sich nicht auseinander di-
vidieren zu lassen. Am derzeitigen Auftei-
lungsschlüssel der Steuereinnahmen - also 
67 Prozent für den Bund, 22 Prozent für 

die Länder, 11 Prozent für die Gemeinden 
- darf nicht gerüttelt werden.

Praktisch über Nacht sind vergangenes 
Jahr See im Paznauntal und Sellrain zum 
Schauplatz von Naturkatastrophen ge-
worden. Wieder einmal hat sich bestätigt, 
dass professionelles Katastrophenmanage-
ment in Tirols Gemeinden ein Gebot der 
Stunde ist. Die Landesregierung hat mit 
einem verbesserten, vierjährigen  Schu-
lungsprogramm reagiert, das heuer startet. 
Mit diesem Schritt professionalisieren wir 
das Katastrophenmanagement in jeder 
einzelnen Gemeinde Tirols. Dieses Plus 
an Sicherheitsausbildung kommt jeder 
Tirolerin und jedem Tiroler zugute. 

Die Sicherheit zählt für uns überhaupt 
zu jenen Werten, die wir auch in Zukunft 
ganz besonders schützen werden. Die 
objektive Sicherheit ist in Tirol gewähr-
leistet. Aber es gibt auch ein subjektives 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung, dem 
wir Rechnung tragen müssen. Bei der 
Verteilung der für heuer bundesweit an-
gekündigten zusätzlichen 2.000 Polizist-
Innen wird Tirol seinen gerechten Anteil 
an zusätzlicher Sicherheit erhalten. Mir 
ist es ein besonderes Anliegen, dass sich 
die Tiroler Bevölkerung uneingeschränkt, 
frei und sicher bewegen kann. Wir sind 
ein stolzes und freiheitliebendes Land seit 
jeher darauf werden wir auch in Zukunft 
achten. 

Das Vertrauen der Bevölkerung in 
die Politik schwindet bekanntlich mit 
der wachsenden Entfernung: Am meis-
ten Vertrauen genießen die Gemein-
depolitikerInnen, am wenigsten die 
EU-PolitikerInnen. In den Gemeinden 
werden politische Entscheidungen im 
unmittelbaren, direkten Kontakt mit den 
BürgerInnen umgesetzt. Hier werden auch 
landes-, bundes- und europapolitische 
Entscheidungen direkt spürbar. Starke, 
leistungsfähige Kommunen bleiben die 
Voraussetzung für eine positive Entwick-
lung unserer Heimat. 

Ich wünsche allen die sich für dieses 
vertrauensvolle Amt  der Volksvertretung 
zur Verfügung stellen gutes Gelingen und 
freue mich auf gedeihliche Zusammenar-
beit.

„Geht´s den Gemeinden 
gut, geht´s auch Tirol gut.“

Landeshauptmann
Günther Platter
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Liebe Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister! Geschätzte Gemeinderätinnen 
und Gemeinderäte!

Die bevorstehenden Gemeinderats- und 
Bürgermeisterwahlen markieren einen 
bedeutenden Termin im Kalender.

Für viele Bürgerinnen und Bürger sind 
gerade diese Wahlen besonders wichtig, 
da es hier um Weichenstellungen geht, die 
das eigene Lebensumfeld betreffen, sowie 
um die Möglichkeit, mit einer aktiven 
Beteiligung die Zukunft mitzubestimmen. 
Zudem sind bei keiner anderen Wahl die 
handelnden Persönlichkeiten, ihre Hal-
tungen sowie ihr jeweiliges Engagement 
in dieser unmittelbaren Weise bekannt 
und nachvollziehbar. Auch wenn heute 
keine Wahlpflicht mehr besteht, darf da-
her auf eine hohe Wahlbeteiligung gehofft 
werden.

Die Tiroler Gemeinden können trotz 
wachsender Aufgaben, gesellschaftlicher 
Herausforderungen und der nicht ein-

facher werdenden Finanzlage auf eine 
überzeugende Bilanz verweisen. In allen 
Landesteilen zeugt eine Vielzahl umge-
setzter Projekte vom nachhaltigen Einsatz 
der Kommunen für die Bevölkerung.

Das Land Tirol hat sich stets zu seiner 
Rolle als aktiver und verlässlicher Partner 
der Gemeinden bekannt und das Engage-
ment vor Ort aktiv unterstützt – von der 
konkreten Förderung wichtiger Vorhaben 
bis hin zu landespolitischen Entscheidun-
gen zugunsten der Gemeinden. Dieser 
Weg der Kooperation auf Augenhöhe 
wird auch künftig fortgesetzt. Als für die 
Gemeinden zuständiges Regierungsmit-
glied möchte ich mich herzlich bei allen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern sowie bei allen Mandataren für ihre 
erfolgreiche Arbeit vor Ort während der 
letzten sechs Jahre bedanken. Für die 
Zukunft wünsche ich unseren Gemeinden 
alles Gute sowie eine positive Weiterent-
wicklung!

Bedeutender Termin im Kalender

LR Johannes Tratter

Eduard-Wallnöfer-Platz 3
6020 Innsbruck

Tel.0512 508 2042
Fax:0512 508 2045

E-Mail:
buero.lr.tratter@tirol.gv.at
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Call31: Das besondere Festgeld
Um die Tiroler Gemeinden bei einem optima-
len Liquiditätsmanagement noch zielgerich-
teter zu unterstützen, bietet die Hypo Tirol 
Bank ab sofort eine innovative Festgeldlösung: 
Den Call31.

Aus Erfahrung wissen wir, dass Festgelder 
die häufi gste und bedeutendste Anlageform 
für Geldmarkteinlagen sind. Durch die fi xe 
Bindungsdauer können bessere Konditi-
onen als am Girokonto erzielt werden. 
Allerdings müssen bei der klassischen Va-
riante der Betrag sowie die Laufzeit bereits 
im Vorfeld defi niert werden.
 
Der Call31 bietet Ihnen jetzt eine noch 
fl exiblere Lösung
Liquide Mittel werden auf einem „Anlage-
konto“ auf unbegrenzte Zeit zu attraktiven 
Konditionen veranlagt. Bei Abruf eines 
(Teil)Betrags bleibt dieser für 31 Tage am 
„Call31-Konto“ gebunden. Nach Ablauf der 
Frist steht der Betrag wieder auf Ihrem 
Geschäftsgirokonto bei der Hypo Tirol Bank 
zur Verfügung. 

Im Überblick:

Dieses Zwei-Konten-Modell hilft 
Ihnen, Ihre freien Mittel e�  zienter 
zu veranlagen und garantiert dabei 
eine termingerechte Verfügbarkeit. 

Profi tieren Sie von
 attraktiven Konditionen 
    für liquide Mittel

 individueller Laufzeit

 individuellen 
    Abrufmöglichkeiten

HYPO TIROL BANK AG 
Ö� entliche Institutionen

Meraner Straße 8
6020 Innsbruck

Tel 050700
service@hypotirol.com

www.hypotirol.com

HYPO TIROL BANK AG 
Ö� entliche Institutionen

Meraner Straße 8
6020 Innsbruck

Tel 050700
service@hypotirol.com

www.hypotirol.com

Andreas Pittl
Tel 050700 2332
andreas.pittl@hypotirol.com

Michael Triendl
Tel 050700 2307
michael.triendl@hypotirol.com

Alle Details erfahren Sie auf www.hypotirol.com 
bzw. von Ihrem Kundenbetreuer.
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Literaturhinweise zu den Gemeinderats- und 
Bürgermeisterwahlen am 28. Februar 2016
 

l  Kommentar zur Tiroler Gemeindeord-
nung 2001 – TGO neu aufgelegt 

Der im September 2004 herausgegebene Kom-
mentar zur Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO 
(„Brandmayr / Ludwig“) wurde überarbeitet und 
aktualisiert. Damit steht den Bürgermeistern, den 
Gemeinderäten, den Gemeinde(-verbands)bediens-
teten und allen weiteren am kommunalpolitischen 
Geschehen Interessierten unmittelbar nach den 
Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen am 28. 
Februar 2016 ein ganz wichtiger Arbeitsbehelf zum 
Gemeinderecht zur Verfügung. 

Das in Rede stehende „Handbuch“ ist ab 01. März 
2016 beim Tiroler Gemeindeverband, Adamgasse 
7a, 2. Stock, 6020 Innsbruck, zum Preis von Euro 
50,00 pro Stück erhältlich. Des Weiteren ist der 
Bezug des Kommentars anlässlich der „Bezirks-
Bürgermeisterkonferenzen“ des Gemeindeverbandes, 
die voraussichtlich in den Monaten März und April 
2016 stattfinden werden, sowie anlässlich des Tiroler 
Gemeindetages am 1. Juni 2016 in der Marktge-
meinde Telfs möglich. Sofern ein postalischer Ver-
sand erwünscht ist, werden von der Post Euro 10,00 
(Aufgabe „unfrei“ ist nur als „Paket“ möglich) ver-
rechnet. In diesem Zusammenhang würde sich eine 
„Sammelabholung“ bzw. „Sammelbestellung“ durch 
die jeweilige Gemeinde vielleicht als zweckmäßig 
erweisen.

Tiroler Gemeindetag 2016
Mittwoch, 27 April, 9.30 Uhr,

Rathaussaal Telfs

Über das genaue Programm berichten wir 
in unserer kommenden Ausgabe.
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Der Serv cepartner 
für Gemeinden

Energie- und Infrastruktur-
dienstleistungen aus einer Hand.

Beratung & Services unter:
0800 500 502 / www.ikb.at / energie@ikb.at

LED-indoor-Contracting: Energie und Kosten sparen!
Eine LED-Beleuchtung im 
Innenbereich hilft, Energie 
und Geld zu sparen. Mit 
einem gemeinsamen Mo-
dell der GemNova und der 
Innsbrucker Kommunal-
betriebe AG (IKB) können 
Gemeinden einfach und 
günstig umstellen.  Seit 
November 2015 lässt die 
Marktgemeinde Zirl in 
sämtlichen Gemeindege-
bäuden im Rahmen des 
IKB-Contracting-Modells 
moderne LED-Lampen 
der IKB installieren. 

 „Um bis zu 70 Prozent 
niedrigere Stromkosten 
und ein starker Rückgang 
der jährlichen CO2-
Emissionen – das ist das 

bemerkenswerte Ergeb-
nis der Umrüstung auf 
LED-Technik im Indoor-
Bereich der Gemeinde 
Zirl – und die gesamten 
Investitionskosten haben 
sich innerhalb von 5 Jahren 
für Zirl amortisiert“, so 
IKB-Vorstandsvorsitzender 
DI Harald Schneider. Die 
Lichtplanung wurde von 
der Firma Bartenbach aus 
Aldrans durchgeführt. 

Alois Rathgeb von der 
GemNova verdeutlicht die 
Vorteile einer Umstellung: 
„In Räumen mit langen 
Belichtungszeiten können 
durch die energieeffizien-
ten Leuchten Stromkosten 
reduziert werden. Die 

Umwelt und das Gemein-
debudget werden geschont. 
Gleichzeitig steigt die 
Lichtqualität, was vor al-
lem in den Schulen enorm 
wichtig war.“ 

Durch die Kooperation 
der GemNova mit der IKB 
profitieren Gemeinden von 
den Beratungs- und Ser-
viceleistungen beider An-
sprechpartner. Zu Beginn 
führen Experten der IKB 
einen Rentabilitäts-Check 
durch; dann wird ermittelt, 
ob eine Lichtplanung nötig 
ist oder ein Austausch 
reicht. Infolge können sich 
Gemeinden zwischen zwei 
Angeboten entscheiden: 
einmal auf Basis des IKB-

Contracting-Modells – die 
Gemeinde finanziert die 
Investitionen mit Raten 
über die Energieeinspa-
rungen – und einmal die 
Kaufvariante. Nach Ab-
schluss der Montagearbei-
ten kümmert sich die IKB 
um die gesamte Garantie- 
und Förderungsabwick-
lung. Vorstandsvorsitzender 
DI Harald Schneider 
über die Partnerschaft 
mit der GemNova: „Die 
Aufgabenteilung sowie die 
Kommunikation mit den 
Gemeinden läuft durch 
die Zusammenarbeit mit 
der GemNova sehr gut. 
Somit können wir das 
Ziel –Energie und Kosten 
einsparen- erreichen.“  pr
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Nur wer das Ziel kennt, kann 
die Segel richtig setzen

eventuelle Beschlüsse gefasst.

Uns als GemNova ist es ein Anliegen 
die Tiroler Gemeinden bestmöglich zu 
begleiten und zu unterstützen. Deshalb 
fördern wir die beiden Module bei Bu-
chung bis zum 30. Juni 2016 zusätzlich 
mit einem Nachlass von 30 % auf die 
Normalkosten.

Wenn Sie an dem Thema interessiert 
sind freuen wir uns über ein kurzes Mail 
an office@gemnova.at. In einem persön-
lichen Gespräch können wir gerne über 
Details, Preise usw. aufklären.

Deutschunterricht als
Schlüssel zur Integration

Seit Jänner dieses Jahres dürfen wir den 
Deutschunterricht für AsylwerberInnen in 
den Tiroler Flüchtlingsheimen organisie-
ren. Mit derzeit bereits knapp 25 Leh-
rerInnen bieten wir jetzt schon flächen-
deckenden Unterricht in ganz Tirol. Der 
weitere Ausbau ist am Laufen und wir 
haben im Projekt noch zusätzliche Aufga-
ben übernommen:

1. Die Entwicklung von eigenen, indivi-
duellen Unterrichtsmaterialien

2. Die Umsetzung von Integrationsmaß-
nahmen

Das Projekt hat uns auch deshalb inter-
essiert weil es in direktem Zusammenhang 
mit den Gemeinden steht und wir gerne 
unseren Beitrag in diesem Bereich leisten 
wollen.

Zu aller erst ist es uns ein Anliegen die 
bisherigen Leistungen der LehrerInnen 
herauszustreichen. Deutschunterricht 
findet ja schon längere Zeit statt. Die 
Lehrerinnen und Lehrer haben unter 
oftmals sehr schwierigen Rahmenbedin-
gungen wirklich beste Arbeit geleistet. 
In dieser Form und Qualität kann das 
nur funktionieren, wenn Menschen ein 
überdurchschnittliches Engagement 

Demnächst finden Gemeinderatswahlen 
statt. Dann haben Bürgermeister und Ge-
meinderäte wieder 6 Jahre Zeit Entwick-
lungen in den Gemeinden voranzutreiben, 
Projekte umzusetzen und wichtige Wei-
chen für künftige Generationen zu stellen. 
Dazu braucht es einen Plan, ein Plan der 
gemeinsam erarbeitet, von allen getragen 
und dann auch umgesetzt wird.

Was in Unternehmen schon lang gang 
und gäbe ist, wird nun auch bei Gemein-
den immer öfter zur gelebten Praxis. 
Dabei geht es unserer Meinung nach nicht 
um aufgeblähte Prozesse, die viel Zeit und 
Geld in Anspruch nehmen. Nein, nach 
dem Motto „Weniger ist Mehr“, kann mit 
einfachen Mitteln und wenig finanziellem 
Einsatz schon viel erreicht werden.

Unser Fachmann für den Bereich 
Gemeindeentwicklung, Magnus Gratl, 
der jahrelange Erfahrung und viel Fach-
wissen mitbringt, hat dazu zwei Module 
entwickelt, die wir den Tiroler Gemeinden 
bieten können:

Modul 1: Gemeindecheck
In einem Erstgespräch mit dem Bürger-

meister werden statistische Zahlen und 
Prognosen analysiert. In einem weiteren 
Schritt werden Problemstellungen und 
Herausforderungen in den Bereichen „So-
ziales Zusammenleben“, „Lebensraumge-
staltung“, „Bildung und Kultur“, „Arbeiten 
und Wirtschaften“, „Selbstorganisation 
und Eigenverantwortung“ als Fremdbild 
aufbereitet.

Modul 2: Gemeindeklausur
Im Zuge eines Tagesworkshops werden 

die Stärken und Schwächen der Gemein-
de gemeinsam analysiert, die wesentlichs-
ten Zukunftsherausforderungen in den 
oben beschriebenen Bereichen heraus-
gearbeitet und daraus konkrete Projekte 
erarbeitet und mit einem Umsetzungsplan 
hinterlegt. Die Ergebnisse werden in einer 
darauffolgenden Gemeinderatssitzung 
nochmals präsentiert und besprochen und 

Alois Rathgeb
Geschäftsführer
GemNova
DienstleistungsGmbH
Sparkassenplatz 2
Top 410
6020 Innsbruck

Tel. 050 4711
Fax 050 4711 4711
E-Mail:
a.rathgeb@
gemnova.at
Internet:
www.gemnova.at
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aufbringen. Dafür muss man Danke sagen. 
Und wir freuen uns, dass wir mit solchen 
Menschen an der Weiterentwicklung des 
Deutschunterrichtes arbeiten dürfen. 

Als zweites muss man sicherlich fest-
halten, dass es österreichweit einzigartig 
ist, dass von Seiten des Landes so viel 
Anstrengung und auch Mittel zur Verfü-
gung gestellt werden um bereits in dieser 
Phase den AsylwerberInnen die Chance 
zu bieten die deutsche Sprache zu erler-
nen. Deutschunterricht findet nicht nur 
im Großraum Innsbruck statt, sondern 
flächendeckend in ganz Tirol.

In den nächsten Wochen und Mona-
ten werden wir uns nun intensiv mit der 
Entwicklung von Unterrichtsmaterialien 
beschäftigen. Dazu haben wir uns Ver-
stärkung von der Uni Innsbruck, in Form 
von Frau Mag. Sabine Kroneder, geholt. 
Zusätzlich werden wir auf das Wissen und 

die Erfahrungen unserer DeutschlehrerIn-
nen zurückgreifen, von denen einige Teil 
des Entwicklungsteams werden. Somit 
möchten wir tirolspezifische Unterlagen 
entwickeln, die neben dem Erlernen der 
Sprache auch Wertevermittlung, Grund-
regeln des Zusammenlebens und des 
Verhaltens vermitteln. Ebenso ist es uns 
ein Anliegen auf Tiroler Spezifika einzu-
gehen und damit spannen wir auch gleich 
den Bogen zu den oben angesprochenen 
Integrationsmaßnahmen: Tiroler Ge-
schichte, Geografie, Brauchtümer, Kunst 
und Kultur. 

Wir freuen uns über die Zusammenar-
beit mit den Tiroler Gemeinden, freuen 
uns auf Ideen und auch auf ein aktives 
Mitgestalten. Wir sind froh über Angebo-
te von allen Seiten, seien es Gemeinden, 
Betriebe, Vereine usw. Setzen Sie sich bei 
Fragen mit uns in Verbindung!

www.gemnova.at
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Tel. 0512 588 335
Fax: 0512 588 335-6
E-Mail: arch.ing.office@
kammerwest.at
Internet: www.kammerwest.at

ten für Tirol und Vorarlberg, die Vorzüge 
des kooperativen Verfahrens.

Werkstatt statt Flipchart
Andere BürgerInnenbeteiligungsver-

fahren entstanden als Gegenentwurf zum 
„klassischen Modell, sich alle paar Wochen 
mit einem Flipchart zusammenzusetzen“, 
wie Architekt Roland Gruber vom Büro 
nonconform erzählt. Mit nonconform 
entwickelte er das Modell einer drei Tage 
dauernden Ideenwerkstatt, in der „nicht 
der kleinste, sondern der spannendste 
gemeinsame Nenner“ gefunden wird. Be-
währt hat sich die Technik unter anderem 
bei zwei Projekten in Innsbruck: bei der 
Ideenfindung für die Nachnutzung der 
Rotunde und der ehemaligen Talstation 
der Hungerburgbahn sowie beim Wohn-
bau Eichhof.

Gelungene Kooperation
Während in diesen Fällen erst eine 

Konkretisierung der Ideen notwendig 
war, existierten in den Gemeinden Fließ, 
Mils und Eben am Achensee schon sehr 
genaue Vorstellungen über das Raumpro-
gramm und die Grundstücke, die genützt 
werden sollten. In Fließ wurde die Ideen-
werkstatt daher mit einem zweistufigen 
Architekturwettbewerb kombiniert. Dazu 
kooperierte die Gemeinde mit der Archi-
tektenkammer und dem aut. architektur 
und tirol, unterstützt wurde das Projekt 
von den Abteilungen Wohnbauförderung 
und Dorferneuerung des Landes. Die 
erste Stufe des Wettbewerbs erfolgte auf 
der Basis eines provisorischen Raumpro-
gramms, aus den Einreichungen wurden 
von einer Jury fünf Architekturbüros aus-
gewählt. Zugleich wurde die Bevölkerung 
über ca. zwei Monate mit ganz unter-
schiedlichen Mitteln auf die Möglichkeit 
einer Mitwirkung aufmerksam gemacht: 
Ideenboxen wurden aufgestellt, Online-
Spiele programmiert und die Schulkinder 
dazu animiert, mit ihren Großeltern alte 
Fotos vom Dorf hervorzuholen.

Im Rahmen der Ideenwerkstatt fand 
dann ein reger Austausch zwischen Ar-
chitektInnen, GemeindevertreterInnen 
und BürgerInnen statt. Auf dieser Basis 
arbeiteten die Architekturbüros innerhalb 

BürgerInnenbeteiligungsverfahren 
gewinnen in Zusammenhang mit öffent-
lichen Bauten zunehmend an Bedeutung. 
In Tirol haben Gemeinden wie Fließ, 
Mils, Innsbruck und Eben am Achensee 
in unterschiedlichen Zusammenhängen 
solche partizipative Prozesse initiiert bzw. 
abgeschlossen. Die Ergebnisse dieser – 
sehr professionell durchgeführten – Ver-
fahren sind durchwegs zufriedenstellend.

Aktive Teilhabe
Wenn es um öffentliche Bauten geht, ist 

jede Gemeinde ein bisschen anders. Ob 
Wohnungen für junge Familien oder für 
ältere BürgerInnen fehlen, ob die Ver-
eine einen Festplatz benötigen oder ob 
verschiedene Interessengruppen dasselbe 
Areal beanspruchen – die Bedürfnisse sind 
vielfältig und nicht immer einfach mitei-
nander zu verbinden. In manchen Orten 
muss erst festgelegt werden, was gebraucht 
wird. In anderen sind die Ziele bereits 
definiert und die baulichen Lösungsansät-
ze sollen eine möglichst große Akzeptanz 
in der Bevölkerung finden. Nicht zuletzt 
wollen viele BürgerInnen ihre Wünsche 
deponieren und an den Entwicklungen 
teilhaben.

Kooperation aller Bereiche
Eine gute Möglichkeit, um allen diesen 

Anforderungen gerecht zu werden, sind 
neue BürgerInnenbeteiligungsverfahren, 
in denen ExpertInnen und Laien in einem 
zeitlich festgelegten Rahmen zusammen-
kommen. Für komplexe städtebauliche 
Aufgaben eignet sich beispielsweise das 
kooperative Verfahren gut. Dabei entwi-
ckeln VertreterInnen aus allen beteilig-
ten Bereichen – Planung, Finanzierung, 
Politik, Verwaltung, Bürgerschaft – ge-
meinsam städtebauliche Lösungen. In 
Innsbruck wird das kooperative Verfahren 
zum ersten Mal beim Campagnereiter-
Areal in der Reichenau angewendet. Das 
Ziel ist, „dass man unter Einbeziehung 
der verschiedenen Spieler zu einer Lö-
sung kommt, die weiter geht als bei einem 
klassischen Architekturwettbewerb“, be-
schreibt Daniel Fügenschuh, Vorsitzender 
der Sektion Architekten in der Kammer 
der Architekten und Ingenieurkonsulen-

Gemeinsam zu einer qualitätsvollen Gestaltung

Architekt DI
Daniel Fügenschuh
Sektionsvorsitzender der
Architekten der Kammer
der Architekten und
Ingenieurkonsulenten
für Tirol und Vorarlberg

Rennweg 1
6020 Innsbruck
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einer Woche ihre Projekte genau aus, eine 
Jury kürte daraus ein Siegerprojekt.

Intensive Zeiten
Die Tage vor Ort schildert Architektin 

Verena Rauch von columbosnext als sehr 
intensive Zeit. „Man lernt die Leute in 
zwei Tagen sehr gut kennen, man erlebt 
die Aura einer solchen Gemeinde.“ Span-
nend sei es auch deshalb gewesen, „weil 
das Raumprogramm noch weich war. Ein 
Jugendraum ist zum Beispiel erst im Rah-
men der Ideenwerkstatt dazugekommen.“

Verena Rauch hatte schon zuvor Er-
fahrungen mit partizipativen Modellen 
gesammelt. Als Teil des Architektur- und 
Wissenschaftskollektivs columbosnext 
hatte sie unter anderem an der Plattform 
„… ich will an den inn“ mitgeplant und 
-gebaut, war dabei mit PassantInnen ins 
Gespräch gekommen und hatte den Bau 
mit „immateriellen Bausteinen“ wie einer 
Uferwerkstatt begleitet. Die Themen, die 
damals zur Sprache kamen, waren auch 
eine gute Grundlage für die Projekte in 
Fließ, Mils und Eben am Achensee. In 
Eben hat sie – gemeinsam mit den Archi-
tekten Walter Prenner von columbosnext 
und Josef Wurzer – erst vor kurzem einen 
Workshop mit vierzig Leuten geleitet. 
Dabei haben sich unter anderem verschie-
dene Wohnbedürfnisse herauskristallisiert, 
aber auch die Erkenntnis, dass man „groß 
denken muss“, so Rauch. In der Region 
Eben-Maurach-Pertisau könne nicht ein 
Grundstück alle Probleme lösen, aber man 

könne verschiedene Grundstücke anders 
denken. „So ein Prozess“, sagt sie, „dauert 
Jahre und es ist wichtig, dass er von Archi-
tektInnen begleitet wird.“

Lebendiges Dorfzentrum
Einen solchen Plan über Jahre verfolgen 

Bürgermeister und Gemeinderat auch in 
Mils: Ihr Ziel ist es, den Dorfkern als at-
traktives, lebendiges Zentrum zu gestalten. 
Schon der Bau der Volksschule und des 
Gemeindehauses waren wichtige Schritte 
in diese Richtung. Dass für das „größte 
Bauprojekt“ der Gemeinde mit betreutem 
Wohnen, Festplatz, Gastronomie und 
einem Volumen von rund 10 Millionen 
Euro ein BürgerInnenbeteiligungsver-
fahren durchgeführt werden sollte, lag für 
den Gemeinderat und BM Peter Hanser 
auf der Hand. „Wir wollten“, sagt Hanser, 
„dass das Projekt von allen mitgetragen 
wird.“ Weil es „um ein größeres Stück 
Dorfeinheit“ ging, erklärt Roland Gruber, 
der auch in Mils das Verfahren begleitet 
hat, brauche es einfach „das kollektive 
Hirnschmalz“ von EinwohnerInnen und 
ExpertInnen. Die professionelle Gestal-
tungsarbeit liege dabei selbstverständlich 
in den Händen von ArchitektInnen. „Die 
BürgerInnen wollen nicht selbst gestalten, 
sondern wollen wissen, wie das Ergebnis 
zustande kommt. Meine Erfahrung ist: 
Bei einem BürgerInnenbeteiligungsver-
fahren kommt am Schluss nicht Hundert-
wasser heraus, sondern eine qualitätvolle 
Gestaltung.“ Esther Pirchner

Workshopsituation bei der nonconform ideenwerkkstatt in Mils.
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„Zum Erzieher muss man eigentlich 
geboren sein wie zum Künstler“

Assistenzkräfte leisten einen wichtigen 
Beitrag zu einer respekt- und liebevollen 
Betreuung von Kindern. Sie unterstützen 
pädagogische Fachkräfte in der Betreu-
ungsarbeit, übernehmen  in vielen Fällen 
administrative Arbeiten und beteiligen 
sich an Arbeits- und Elternbesprechun-
gen. Sie sind wichtige Ansprechpersonen 
für die Kinder,  sorgen für reibungslose 
Abläufe der Alltagsarbeiten und unterstüt-
zen bei der oft aufwändigen Vorbereitung 
von Spielmaterialien oder Veranstaltun-
gen. Assistenzkräfte zählen zum festen 
Personalstamm in Kinderbetreuungsein-
richtungen.

Um diesem vielfältigen Arbeitsprofil ge-
recht zu werden, bietet das AMS Tirol im 
Jahr 2016 einen umfassenden, praxisnahen 
Ausbildungslehrgang, der sich stark am 
Bildungsrahmenplan und den Vorgaben 
des Landes Tirol ausrichtet. 

„Dieser Lehrgang bietet für Interessierte  
eine fundierte und zeitgemäße Ausbil-
dung, die Assistenzkräfte dazu befähigt, 
ihre Tätigkeit professionell auszuüben. Die 
Ausbildung erfolgt in einem 40-wöchigen 
Kurs, durchgeführt von einem beauftrag-
ten  Ausbildungsinstitut, und zur Gänze 
finanziert vom AMS Tirol. Auch Män-
ner sind angesprochen, denn männliche 
Ansprechpersonen in der Elementarpä-
dagogik stärken die Kompetenzen und 
Angebote in den Kindergärten erwie-
senermaßen“, betont AMS-Tirol-Chef 
Anton Kern. 

Dieser Lehrgang wird dann gestartet, 
wenn die Gemeinden und gemeindena-
hen Kinderbetreuungseinrichtungen im 
Rahmen einer Erhebung  diesen Bedarf 

bestätigen und konkrete Arbeitsplatzan-
gebote für KindergartenassistentInnen 
anmelden. Die Bedarfserhebung wird im 
Feber 2016 gemeinsam von AMS Tirol 
und Land Tirol durchgeführt. 

Bis Ende April 2016 erfolgt die Aus-
wahl der Auszubildenden auf Vorschlag 
der künftigen Arbeitgeber. Geplantes 
Ausbildungsende ist der Sommer 2017. 
Eine wesentliche Säule des Lehrganges 
ist neben der theoretischen die praktische 
Ausbildung auf den künftigen Arbeitsplät-

Nach Erhebung des Bedarfs an Assistenzkräften in Kindergärten der Gemeinden und ge-
meindenahen Einrichtungen finanziert das AMS bei positivem Feedback einen speziellen 
Lehrgang zur Ausbildung von Assistenzkräften. Zielgruppe sind vor allem arbeitsuchende 
Wiedereinsteigerinnen.  Die theoretische Ausbildung erfolgt durch ein Ausbildungsinstitut, 
die praktische Ausbildung soll auf den künftigen Arbeitsplätzen erfolgen. Die Anstellung 
im Anschluss an die Ausbildung  wird vom AMS Tirol und Land Tirol im Rahmen des 
Gemeindenahen Beschäftigungsprogramm Tirol durch Lohnkostenzuschüsse unterstützt. 
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zen.  Eine Anschlussförderung, finanziert 
von Arbeitsmarktservice und Land Tirol 
durch Lohnkostenzuschüsse, ist möglich.  

Die wichtigste Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Assistenzkraft in Kinderbe-
treuungseinrichtungen ist das Interesse 
und die Leidenschaft für die verantwor-
tungsvolle Arbeit mit Kindern.

„Das ist eine große persönliche Chance 
für Interessierte an einer Arbeit mit Kin-
dern und eine qualitätsfördernde Maßnah-
me für die Einrichtungen. Damit gehen 
wir einen weiteren Schritt auf dem Weg 
zur bestmöglichen Elementarpädagogik in 
Tirol und leisten einen weiteren Beitrag 
zur Vereinbarung von Beruf und Familie. 
Gleichzeitig unterstützen wir damit aber 
auch die Gemeinden und gemeindenahen 
Kinderbetreuungseinrichtungen“, zeigt 
sich Landesrat Tratter überzeugt. 
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Wildbach und Lawinenverbauung (WLV) 
– Neues für die Tiroler Gemeinden

Seit Jahrzehnten – genau seit dem Jahre 
1884 – unterstützt der Forsttechnische 
Dienst für Wildbach- und Lawinenver-
bauung die Tiroler Gemeinden bei der 
Bewältigung der Aufgabe des Schutzes 
der Bevölkerung und Infrastruktur gegen 
Schäden durch Wildbäche, Lawinen, Mu-
ren oder Steinschläge. Es gibt eine Reihe 
von neuen Entwicklungen und Richtlini-
en, welche die Zusammenarbeit der WLV 
mit den Gemeinden betreffen und über 
welche ich hier berichten möchte:

Neben der Neuerrichtung von Schutz-
bauten ist vor allem die Erhaltung der 
bestehenden Bausubstanz und die Über-
prüfung und Sicherstellung der Funkti-
onsfähigkeit in den nächsten Jahren ein 
Schwerpunkt der WLV gemeinsam mit 
den Tiroler Gemeinden. Grundsätzlich 
ist die Erhaltung von Schutzbauten und 
die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit 
Aufgabe des/der Interessenten, was in der 
Regel in Tirol die Gemeinden sind. Vo-
raussetzung für ein strukturiertes Quali-
tätsmanagement und damit der möglichst 
effiziente Einsatz von öffentlichen Mitteln 
ist aber vorerst die Erfassung aller von der 
WLV errichteten Schutzbauten und die 
funktionale Bewertung derselben. Dies 
geschieht systematisch im Bauwerkskata-
ster der WLV durch die Mitarbeiter der 
Dienststellen. Dort wird zwischen Schlüs-
sel- und Standardbauwerken unterschie-
den. Diese Unterscheidung basiert auf den 
derzeit gültigen Erhaltungsnormen für 
Schutzbauten, welche in den letzten Jah-
ren vom Österreichischen Normungsinsti-
tut erlassen wurden. Im Detail sind das:

l ONR 24803: (1.2.2008): Schutzbau-
werke der Wildbachverbauung – Betrieb, 
Überwachung und Instandhaltung;

l ONR 24807: (1.3.2010): Permanenter 
technischer Lawinenschutz – Überwa-
chung und Instandhaltung;

l ONR 24810 (15.1.2013): Technischer 
Steinschlagschutz – Begriffe, Einwirkun-
gen, Bemessung und konstruktive Durch-
bildung, Überwachung und Instandhal-
tung;

Wildbachverbauungen, Lawinenverbau-
ungen und Steinschlagverbauungen sind 
in unterschiedlichen ON-Regeln geregelt, 
was mit der Arbeit von drei verschiedenen 
Arbeitsgruppen für jede Fachmaterie er-
klärt werden muss. Im Wesentlichen bein-
halten die Technischen Regeln vergleich-
bare Vorgangsweisen in der Überwachung 
und Erhaltung von Schutzbauten, im 
Detail gibt es aber doch Unterschiede, 
welche in Rahmen der Überarbeitung 
und Evaluierung der Normen zusammen 
geführt werden müssen.

Die Erhaltungsnormen umfassen im 
Wesentlichen vier operative Instrumen-
te der Qualitätssicherung. Dies sind die 
Erstaufnahme von Schutzbauten, die Lau-
fende Überwachung, die Kontrolle und die 
Prüfung. 

Im Rahmen der Erstaufnahme werden 
die Schutzbauten, welche mit öffentlichen 
Mitteln errichtet wurden, in eine Daten-
bank (Wildbach- und Lawinenkataster 
der WLV) eingearbeitet und die Qualität 
und Funktionsfähigkeit bewertet. Dies ist 
vor allem für alte Schutzbauwerke, welche 
bereits vor Jahrzehnten errichtet wurden 
und vielleicht ein falsches Sicherheitsge-
fühl vermitteln, wichtig. Neuere Schutz-
bauten werden sofort im Rahmen der Kol-
laudierung im Bauwerkskataster erfasst.

Ein wesentliches Element der Quali-
tätssicherung ist die „Laufende Überwa-
chung“ von Schutzbauten. Diese ist vom 
Konsensinhaber (Gemeinde) durchzufüh-
ren und kann in Tirol meistens – zumin-
dest was die Wildbachschutzwerke betrifft 
– im Rahmen der jährlichen Wildbachbe-
gehungen erfolgen. Diese Wildbachbege-
hungen wurden bereits vor einigen Jahren 
gemeinsam mit dem Tiroler Gemein-
deverband und dem Land Tirol sauber 
strukturiert und in der Tiroler Walddaten-
bank sind die Daten der Wildbachbetreu-
ungen abzulesen. In Abb. 1 ist die Summe 
aller Beobachtungen (Bsp. Abflusshin-
dernisse), welche von den Waldaufsehern 
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aufgenommen werden, dargestellt. Farblich 
ist der Bearbeitungsstand markiert. Man 
sieht, dass die meisten Beobachtungen 
erledigt sind. Nach anfänglichen Schwierig-
keiten hat sich dieses System gut bewährt 
und gehört mittlerweile zum Standard der 
Gemeinden mit Wildbächen.

Was beinhaltet die laufende Überwa-
chung und wer ist dafür befugt.

Die laufende Überwachung dient der 
Feststellung der Gebrauchstauglichkeit 
von Schutzbauten. Durch ev. gefüllte 
Geschiebebecken, visuell sichtbare Schä-
den an Schutzbauten etc. könnte diese 
Gebrauchstauglichkeit beeinträchtigt sein. 
Die laufende Überwachung ist bei Schlüs-
selbauwerken jährlich, ansonsten in einem 
Intervall von fünf Jahren durchzuführen, 
jedenfalls aber nach schweren Ereignissen. 
Dies ist besonders wichtig und kann nur 
von den Gemeinden vor Ort durchgeführt 
werden. Wenn in einem Bach auf Grund 
von intensiven Niederschlägen ein deutlich 
erhöhter Abfluss erfolgt ist, sind unmittel-
bar im Anschluss die Schutzmaßnahmen 
zu begehen und deren Funktionsfähigkeit 
zumindest einer visuellen Begutachtung zu 
unterziehen. Es könnte sein, dass Entwäs-
serungen verstopft oder Sperren verklaust 
oder unterspült sind, es könnte auch sein, 
dass ein Geschiebebecken teilweise gefüllt 
ist und somit die volle Schutzfunktion der 
Bauten nicht mehr gewährleistet ist. Die 
laufende Überwachung kann von geschul-
tem Personal oder forsttechnischem Perso-
nal (Waldaufseher, Förster etc.) durchge-

führt werden und die Ergebnisse dieser 
Tätigkeit sind zu dokumentieren. 

Geht aus einer laufenden Überwa-
chung der Verdacht auf eine Verringe-
rung der Zuverlässigkeit (Tragsicherheit, 
Gebrauchstauglichkeit und Dauerhaf-
tigkeit) oder Funktionssicherheit des 
Bauwerkes hervor, ist eine Kontrolle 
desselben durchzuführen.

Die Kontrolle ist nach der laufenden 
Überwachung die zweite Stufe des ins-
gesamt dreistufigen Qualitätssicherungs-
verfahrens. Für die Kontrolle braucht es 
schon einige Fachkenntnis und gemäß 
ONR ist diese von einem fachkundigen 
Experten im Einvernehmen mit der 
zuständigen Stelle der WLV durchzu-
führen. Die Experten der WLV werden 
den Gemeinden behilflich sein und diese 
Kontrollen mit ihnen gemeinsam durch-
führen, da in den wenigsten Gemeinden 
entsprechend fachkundige Experten 
vorhanden sind. Auch das Ergebnis einer 
Kontrolle ist zu protokollieren.

Ist im Rahmen einer Kontrolle, welche 
sich auf eine visuelle Begutachtung von 
Bauwerken beschränkt, keine eindeutige 
Qualitätsansprache möglich, ist eine Prü-
fung ebenfalls im Einvernehmen mit der 
WLV durchzuführen. Die Dienststellen 
der WLV stehen dabei den Gemeinden 
bei der Beauftragung und Finanzierung 
einer Prüfung zur Seite. Diese kann je 
nach Erfordernissen die Entnahme und 
Analyse von Materialproben, Anker-

Abb.1: Bearbeitungsstatus der Beobachtungen, welche im Rahmen der Wildbach-
betreuung erfolgten
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proben, geotechnische Bewertungen etc. 
enthalten und es ist auf alle Fälle mit 
auftretenden Kosten zu rechnen. Diese 
können über das Wasserbautenförderungs-
gesetz 1985, § 28 (1) Betreuungsdienst zu-
mindest teilweise übernommen und über 
die WLV abgerechnet werden.

Viele Gemeinden haben derzeit keinen 
Überblick über die Anzahl und die Quali-
tät der Schutzbauten, welche sich in ihrem 
Gemeindegebiet befinden. Derzeit wurden 
im Wildbach- und Lawinenkataster der 
WLV ca. 40 000 Schutzbauten aufgenom-
men. Im Jahre 2015 wurde mit der syste-
matischen Erstaufnahme dieser Schutz-
bauten begonnen, welche im Jahre 2016 
weitgehend abgeschlossen werden wird. 
Bei Schutzbauten, bei welchen sich nach 
Erstaufnahme die Qualität und Funkti-
onalität nicht eindeutig feststellen lassen, 
muss eine Prüfung durchgeführt werden. 
Es ist unsere Aufgabe, die betroffenen 
Gemeinden davon zu informieren und 
mit ihnen gemeinsam den Umfang der 
Prüfungen von Schutzbauten festzulegen. 
Dies wird von uns als eine der wichtigsten 
Aufgaben für die nächsten Jahre gesehen.

Neben der Errichtung und Erhaltung 
von Schutzmaßnahmen ist die Gefahren-
zonenplanung für Wildbäche und La-
winen ein wesentlicher Tätigkeitsbereich 
der WLV. Das Jahr 2015 ist deshalb für 
die Gemeinden Tirols ein bedeutsames 
Datum, in diesem Jahr wurde nämlich 
die Gefahrenzonenplanung seitens der 
WLV vervollständigt. Somit verfügen 
alle Gemeinden mit Einzugsgebieten von 
Wildbächen oder Lawinen über einen 
ministergenehmigten Gefahrenzonenplan, 
der auch auf der Homepage: www.natur-
gefahren.at einzusehen ist. Eine besondere 
Herausforderung war die Überarbeitung 
zahlreicher Lawinenabgrenzungen, da 
nach dem Katastrophenwinter 1999 in 
Österreich neue Abgrenzungskriterien 
eingeführt wurden. Gefahrenzonenpla-
nung ist ein dynamischer Prozess, liegen 
neue Erkenntnisse vor oder haben sich die 
Verhältnisse in der Natur – zum Beispiel 
durch Schutzbauten  - geändert, oder gibt 
es neue Abgrenzungsmethoden in Form 
von numerischen Modellen, so sind die 
Gefahrenzonenpläne zu überarbeiten und 
den neuen Gegebenheiten anzupassen.

Mittlerweile haben sich die Gefahren-
zonenpläne als wichtige Basisdaten für 
die Raumordnung oder für die Katastro-
phenschutzpläne etabliert. Ideal wäre eine 
mehr detaillierte Ausarbeitung der Gefah-
renbereiche, sodass nicht bei jeden kleinen 
Baumaßnahmen in Gefahrenbereichen ein 
gesondertes Sachverständigengutachten 
angefordert werden muss.

Womit wir bei einem wichtigen Punkt 
unserer Tätigkeit angelangt sind. Die 
Beratungstätigkeit und Sachverständigen-
tätigkeit für die Gemeinden ist uns sehr 
wichtig und bildet einen wesentlichen Teil 
unserer Tätigkeit. Allerdings zwingen uns 
deutlich steigender Umfang und Intensität 
dieser Tätigkeit gemeinsam mit den Ge-
meinden darüber nachzudenken, wie das 
Ausmaß dieser Aufgabe durch Straffung 
von Verfahrensabläufen ohne Qualitäts-
verlust reduziert werden kann.

Abb.2: Konsolidierungsquerwerke im 
Bretterwandbach in der Gemeinde Ma-
terie in Osttirol; Wie beurteilt man die 
Qualität und den Zustand dieser Werke?

Fo
to
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LV

Verfasser:
Siegfried Sauermoser,
Sektionsleiter der WLV, 
Innsbruck
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Kommunen wirtschaften solide

„Das Ergebnis ist durchaus positiv und 
zeigt, dass die Gemeinden auch 2014 
den Konsolidierungspfad weiter gegan-
gen sind“, so Gemeindebund-Präsident 
Helmut Mödlhammer. Erneut haben die 
Kommunen das Maastricht-Ziel erreicht 
und den innerstaatlichen Stabilitätspakt 
erfüllt. Konkret haben die Gemeinden 
(ohne Wien) das Rechnungsjahr 2014 mit 
einem Maastricht-Überschuss von 185 
Mio. Euro abgeschlossen.

„Es ist bemerkenswert, dass die Kom-
munen in den letzten vier Jahren stets 
Maastricht-Überschüsse gemacht haben“, 
so Mödlhammer. „Klar ist aber auch: 2016 
wird extrem schwierig. Die Einnahmen 
werden durch die Steuerreform spürbar 
sinken, die Aufgaben nehmen aber zu. 
Gerade der Sozial- und der Gesund-
heitsbereich machen uns große Sorge“, so 
Mödlhammer.

In beiden Bereichen hätten die Kom-
munen keinen Einfluss auf die Kostenstei-
gerungen. „Die Gemeinden sind ja an der 
Finanzierung der Mindestsicherung zur 
Hälfte beteiligt und da steigen die Kosten 
enorm. Die Zahl an Asylwerber/innen hat 
hier jetzt schon spürbare Auswirkungen. 
Das betrifft die Aufwände in der Grund-
versorgung ebenso wie jene bei positiven 
Bescheiden.“

„Hinzu kommen zusätzliche Aufgaben 
und damit auch Ausgaben, die der Bund 
den Gemeinden aufbrummt“, so Mödl-
hammer. „Die finanziellen Folgen der 
Bildungsreform etwa werden den Ge-
meinden viel Geld kosten. Ganz allgemein 
baut der Bund eher an Bürokratie auf als 
ab. Bildungsreform, Asylwesen, neues 
Haushaltsrecht, das sind alles Bereiche, 
in denen überbordernde Bürokratie uns 
hemmt. Auch die Steuerreform ist ja bei 
weitem nicht gegenfinanziert, hier erwar-
ten wir deutliche Einnahmenverluste.“

Gemeindefinanzbericht 2015 wurde vom Gemeindebund präsentiert
Mit dem Gemeindefinanzbericht 2015 legen die heimischen Gemeinden wieder ihre kumu-
lierten Finanzdaten offen. Dieser Bericht basiert auf den Rechnungsabschlüssen des Jahres 
2014, die lückenlos von allen Gemeinden ausgewertet wurden und nun vorliegen.

Skeptisch äußerte sich Mödlhammer 
auch im Hinblick auf die laufenden 
Verhandlungen zum Finanzausgleich. 
„Ich habe bislang nicht den Eindruck, 
dass hier strukturell etwas weitergeht“, so 
der Gemeindebund-Chef. „Ich würde mir 
wünschen, dass es hier zu ‚einem großen 
Wurf‘ käme. Derzeit sieht es aber nicht 
danach aus. Wir bräuchten eine durch-
dachte Aufgabenreform, in der definiert 
wird, wer was leisten soll. Hier darf man 
aber Aufgaben und Ausgabenreform nicht 
verwechseln. Es kann nicht sein, dass jene, 
die einfach mehr Geld ausgeben, dann 
noch belohnt werden“, so Mödlhammer. 

Insgesamt zeigte sich der Gemeinde-
bund-Präsident mit dem Rechnungsjahr 
2014 zufrieden. „Die Schulden sind real 
gesunken, die Investitionen gestiegen und 
die Gemeinden haben zusätzliche pro-
jektbezogene Rücklagen aufgebaut. Unser 
Land hätte keinerlei finanzielle Probleme, 
wenn alle Ebenen so sorgsam mit Steuer-
geld umgehen würden.“ Quelle: 
 Gemeindebund

Seit kurzem ist auf www.gemeindefinan-
zen.at eine neue Plattform online, auf der 
jede/r Bürger/in Einblick in die Finanzen 
jeder Gemeinde nehmen kann. „Das ist 
ein riesiger Schritt zur völligen Transpa-
renz der kommunalen Haushalte jeder 
einzelnen Gemeinde“, so Gemeindebund-
Präsident Helmut Mödlhammer. Die 
Finanzdaten jeder Kommune sind dabei 
auf sehr vielfältige Art, aber einfach ab-
ruf- und vergleichbar. „Wir sehen dies als 
Zeichen und Beleg dafür, dass wir nichts 
zu verbergen haben. Jede/r Österreicher/
in hat ein Anrecht darauf, in die Finanzen 
der eigenen Gemeinde in gut lesbarer und 
verständlicher Form Einsicht nehmen zu 
können.“ Quelle: Gemeindebund

Neue Plattform legt
Gemeindefinanzen offen
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Breitbandoffensive Tirol: Bereits
129 Gemeindeprojekte in Umsetzung

Dahinter steckt der als größter Um-
bruch in der heutigen Zeit bezeichnete 
„Digitale Wandel“, der von der Tragweite 
her mit der Industrialisierung verglichen 
werden kann. In beiden Fällen sind tech-
nische Revolutionen treibende Faktoren 
der gesellschaftlichen Veränderungen. 
In der industriellen Revolution haben 
Maschinen meist angetrieben von fossilen 
Brennstoffen viele Produktions- und Bear-
beitungsaufgaben übernommen und im 
digitalen Zeitalter haben Informationen, 
massenhaft übertragen, verarbeitet und ge-
speichert, gepaart mit weltweiter Kommu-
nikation und neuen Dienstleistungen eine 
zentrale Bedeutung erlangt (vgl. Kovar, 
Leo & Fernsebner‐Kokert 2015).

Das Land Tirol mischt mit der Breit-
bandoffensive an vorderster Front mit. 
Bereits 129 Gemeinden realisieren derzeit 
mit Unterstützung des Landes ihr eigenes 
Glasfasernetz (siehe Tabelle 1). Es werden 
die Glasfasern bis ins Haus verlegt und 
das ist die modernste Technologie. Damit 
befindet sich Tirol auf der Breitband-
Überholspur. Die Tiroler Landesregierung 
stellt für den Breitbandausbau bis in die 
entlegensten Täler bis 2018 ein Volumen 
von 50 Millionen Euro für Breitbandvor-

haben von Gemeinden und Betrieben zur 
Verfügung. Weitere Mittel für Gemeinden 
sind durch das Breitband Austria 2020 
-Leerverrohrungsprogramm des Bundes 
ansprechbar. Auch hier ist Tirol vorne 
dabei. Insgesamt 23 Tiroler Gemeinden 
erhielten bisher eine Förderzusage des 
Bundes für ihre Breitbandprojekte: Bei ei-
nem ausgelösten Investitionsvolumen von 
insgesamt 11,28 Millionen Euro betragen 
die Förderungen aus dem Leerrohrpro-
gramm von Bund und Land zusammen 
8,14 Millionen Euro. Eine weitere Aus-
schreibung aus dem Leerverrohrungspro-
gramm des Bundes ist für 2016 geplant 
und es wurden weitere Erleichterungen für 
Gemeinden zur Erreichung der Förderung 
zugesichert (siehe Tabelle 2).

Durch die Breitbandoffensive des 
Landes Tirol werden im ländlichen Raum 
über 214.000 Tirolerinnen und Tiroler 
vom neuen Glasfasernetz profitieren, das 
ultraschnelles Internet mit 100 Mbit/s und 
mehr erlaubt. Die Projektgemeinden nut-
zen zB Synergien aus geplanten Bauvor-
haben und legen geeignete Glasfaserinf-
rastruktur gleich mit. Gleichzeitig können 
bereits vorhandene TIWAG-Leerrohre im  
Breitband-Konzept berücksichtigt wer-
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den. Dadurch kann der Weg zum eigenen 
passiven Glasfasernetz der Gemeinde 
kostengünstig erfolgen. 

Anzahl der Gemeinden/
Kooperationen

konkrete 
Projekte

IM 9
IL 23
KB 4
KU 11
LA 22
LZ 23
RE 16
SZ 21
GESAMT 129

Call-Dauer länger als drei Monate
Information durch BMVIT 
und FFG

gezielte Informations- und Beratungsveranstaltungen in den 
Bundesländern

Ausschreibungsdokumente Das WebGIS-Handbuch wird überarbeitet und enthält auch 
FAQ zu WebGIS-Themen.
Der FFG-Ausschreibungsleitfaden ist das zentrale Ausschrei-
bungsdokument und enthält alle wesentlichen Informationen. 
Die FFG-FAQ werden in den Leitfaden integriert.
In die Projektbeschreibung (Förderantrag) werden gezielt Hin-
weise auf Konsistenzprüfungen, Begründungen, erforderliche 
Zusatzinfos aufgenommen, um fehlerhafte Angaben vorab zu 
vermeiden bzw. zu reduzieren.
Ein umfassender eCall-Guide mit allen Details zur eCall-Ein-
reichung, vor allem auch mit Informationen zur Kosten- und 
Finanzierungsplanung im eCall wird zur Verfügung gestellt.

eCall Neue eCall-Funktionen unterstützen eine fehlerfreie Einrei-
chung (Fehler vermeiden statt korrigieren).
Die Kosten- und Finanzierungsplanung erfolgt direkt im eCall 
(effiziente online Kosteneingaben ohne Excel-Sheet).
Datenimport bzw. Datenkopie in den eCall ist möglich. Eine 
Excel-Kostenkalkulation basierend auf einer Importvorlage 
kann in den eCall importiert werden.

Fördergebiet Die Fördergebiete werden erweitert (neue Förderkarte).
Gebiete welche durch das Leerrohrprogramm ausgebaut 
werden sollen, können aus der Access-Förderkarte ausge-
nommen werden.

Tabelle 1: Anzahl der Breitband-Projekt-
gemeinden gegliedert nach Bezirken

BREITBANDOFFENSIVE 
Tirol 2018

für das ganze Land
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Mindestförderbetrag Der Mindestförderbetrag soll von 50.000 Euro auf 10.000 
Euro gesenkt werden, wodurch kleinere Projekte ermöglicht 
werden.

Planungskosten Die Planungskosten dürfen maximal 5 % der förderbaren 
Kosten betragen (gedeckelt mit 30.000 Euro). Kosten für 
Messungen, GIS-Erfassung können separat erfasst werden 
und fallen somit nicht mehr unter die 5 % Planungskosten.

Mitverlege-/Mitnutzungs-
vereinbarungen

Die Vorlage von Mitverlege-/Mitnutzungsvereinbarungen soll 
nicht mehr zwingend erforderlich sein.

Bewertungskriterium
„Geografische Abdeckung“

Für das Kriterium Neuversorgungsgrad soll es keine Mindest-
punktezahl mehr geben, d. h. eine 20 %-ige Steigerung wird 
nicht mehr erforderlich sein.

Tabelle 2: geplante Vereinfachungen des BBA 2020 - Leerverrohrungsprogramm 
des Bundes (Quelle: FFG)

Folgende Änderungen werden vom bmvit angestrebt, sind jedoch noch nicht recht-
lich gesichert:

Nutzungsrechte an Grundstücken 
Sobald sich eine Gemeinde für den 

Eigenausbau entschlossen hat, sind 
verschiedenste Tätigkeiten (Planung, 
Bedarfserhebung, Mitverlegungsmöglich-
keiten, Nutzung eigener Grabungen,…) 
für die Umsetzung erforderlich. Beson-
ders der beste Weg zur Beschaffung der 
erforderlichen Nutzungsrechte an Grund-
stücken bereitet vielen Gemeinden große 
Schwierigkeiten. Genau deshalb wurde 
vom Fachbereich Breitbandausbau und 
Technologieförderung ein Leitfaden für 
die Gemeinden ausgearbeitet. Im Rahmen 
dieses Artikels ist nur ein kurzer Einstieg 
möglich. Der Leitfaden kann jederzeit von 
Gemeinden bei der Abt. Wirtschaft und 
Arbeit angefordert werden. 

Gemeinden/Planungsverbände haben 
das Recht, Einbauten auf fremden Grund-
stücken zum Zweck der Errichtung von 
Breitbandinfrastruktur vorzunehmen. 
Voraussetzung dafür ist eine Anzeige der 
Bereitstellung von öffentlichen Kommu-
nikationsnetzen bei der Rundfunk und 
Telekom Regulierungs-GmbH (RTR).  
Eine Möglichkeit der Rechtseinräumung 
sind Leitungs- und Mitnutzungsrechte 
nach dem Telekommunikationsgesetz 
2003 (TKG 2003). Diese umfassen unter 
anderem das Recht „Kommunikations-
linien“ auf privaten Grundstücken zu 
errichten. Dazu gehört z.B. die Verlegung 
von Kabeln oder die Errichtung von 
Kabelschächten und Verteilerkästen. Dem 

Eigentümer bzw. der Eigentümerin steht 
eine der Wertminderung entsprechende 
Abgeltung zu. Aufgrund der einfacheren 
Handhabung empfiehlt es sich, Nut-
zungsrechte in Form von Leitungs- und 
Nutzungsrechte nach dem TKG 2003 zu 
erlangen.

Alternativ dazu ist es möglich, einen 
Dienstbarkeitsvertrag mit dem jeweiligen 
Grundstückeigentümer abzuschließen, 
der auch ins Grundbuch eingetragen 
werden kann. Diese Vorgangsweise kann 
bei sensiblen Streckenabschnitten gewählt 
werden. 

In welchen Fällen muss sich die Ge-
meinde um Rechte kümmern?

Einer der ersten konkreten Um-
setzungsschritte eines Breitbandaus-
bauprojektes ist die Festlegung einer 
Leerrohrtrasse in unterschiedlichen Ge-
nauigkeitsstufen (Grobplanung bis hin zu 
Feintrassierung). Nach Möglichkeit sollte 
die Trassierung auf Gemeinde- oder zu-
mindest öffentlichem Gut erfolgen.

Im Zuge der Planung werden die 
betroffenen bzw. benötigten Grundstücke 
für die Verlegung von Rohrmaterial und 
sonstigen Einbauten (z.B. Verteilerkästen, 
usw.) identifiziert. Ein wichtiger Bestand-
teil eines Breitbandkonzeptes ist daher 
eine Liste aller vom Ausbauprojekt um-
fassten Grundstücke inkl. deren Eigen-
tümer. Für den Fall, dass die Gemeinde 
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Leitungs- und Mitnutzungsrecht
gem. TKG 2003

Dienstbarkeitsvertrag

l  Rasch durchsetzbar;
l  Rechte können erzwungen werden (bei 
Nichtzustandekommen kann die Regulie-
rungsbehörde für eine Entscheidung angeru-
fen werden);
l  Relativ einfach umsetzbar, ohne aufwendi-
ge Vertragserstellung;
l  Höhe der Abgeltung einfach zu ermitteln
l  Art und Höhe von Abgeltungen durch 
Entscheidungen der Regulierungsbehörde 
geregelt;
l  Rechtseinräumung wird nicht im Grund-
buch eingetragen;

l  Es wird eine privatrechtliche Vereinbarung 
abgeschlossen;
l  Die Höhe der Abgeltung wird im Zuge der 
Vertragserstellung verhandelt (sollte sich der 
Höhe nach an der Abgeltung für Leitungsrech-
te orientieren);
l  Die Dienstbarkeit wird im Grundbuch 
eingetragen; 

bungen, Straßenbeleuchtung, Erdgasnetz 
der TIGAS, usw.) aufgrund des vorlie-
genden Breitbandkonzeptes

In diesem Fall ist es notwendig, dass die 
Gemeinde/der Planungsverband gemein-
sam mit dem Grundstückseigentümer und 
dem Planer eine Trassenführung über das 
Grundstück festlegt. Auf Basis dieser kann 
dem Grundstückseigentümer ein Angebot 
bezüglich eines Leitungsrechts unter-
breitet werden, in welchem u.a. auch die 
Abgeltung der Nutzungsbeeinträchtigung 
geregelt wird. Für die Höhe der Abgeltung 
ist das Berechnungsschema im Leitfaden 
heranzuziehen. Kommt eine Vereinbarung 
über das Leitungsrecht innerhalb von vier 
Wochen ab nachweislicher Bekanntma-
chung des Vorhabens nicht zustande, kann 
jeder Beteiligte die Regulierungsbehörde 
zur Entscheidung anrufen. Zu beachten ist 
jedoch, dass ein Leitungsrecht nur dann 
möglich ist, wenn die widmungsgemäße 
Verwendung der Liegenschaft durch die 
Nutzung nicht oder nur unwesentlich 
eingeschränkt ist (darunter fällt z.B. das 
Errichten eines Verteilerkastens mit Zu-
gangsmöglichkeit, da diese Nutzungsein-
schränkung in der Regel nicht das gesamte 
Grundstück betrifft) und die Mitbenut-
zung von Anlagen, Leitungen oder sonsti-
gen Einrichtungen nicht möglich ist.

Folgende Unterlage ist beim Fachbe-
reich Breitbandausbau und Technologie-
förderung für Gemeinden auf Anfrage 
erhältlich: Leitfaden zur Nutzung von 
Grundstücken und Anlagen für Breit-
bandprojekte der Tiroler Gemeinden 
(inklusiv Musterschreiben)

Eigentümerin ist, sind im Zusammenhang 
mit Nutzungsrechten für diese Grundstü-
cke keine weiteren Schritte erforderlich. 

Befindet sich das betreffende Grund-
stück nicht im Gemeindeeigentum (z.B. 
weitere Gebiets-körperschaften wie Land 
Tirol, Republik Österreich, sonstige 
öffentlicher Eigentümer, z.B. ASFINAG 
oder private Eigentümer) sind seitens der 
Gemeinde entsprechende Rechte einzu-
holen.

Auf den jeweiligen fremden Grundstü-
cken können sich folgende zwei Varianten 
ergeben, bei denen die Gemeinde/der 
Planungsverband Rechte zur Nutzung 
von Grundstücken und Anlagen erwirken 
muss:

1. Mitnutzung bestehender Anlagen 
(z.B. Leerrohrinfrastruktur der TIWAG 
AG)

Befindet sich auf dem betreffenden 
Grundstück bereits ein für den Glasfa-
serausbau nutzbares Leerrohr, so kann 
die Gemeinde/der Planungsverband ein 
Mitbenutzungsrecht gem. TKG 2003 gel-
tend machen, sofern der Eigentümer des 
Leerrohrs ein Recht innehat. Gem. TKG 
2003 gilt: Wer ein Wege-, Leitungs- oder 
Nutzungsrecht ausübt, muss die Mitbe-
nützung dieser Rechte oder der auf Grund 
dieser Rechte errichteten Gebäuden, 
Gebäudeteilen oder sonstigen Baulich-
keiten, für Kommunikationslinien soweit 
gestatten, wie dies wirtschaftlich zumutbar 
und technisch vertretbar ist.

2. Mitverlegung oder Neuverlegung bei 
sonstigen laufenden Infrastrukturarbeiten 
der Gemeinde oder Dritten (Kanalgra-

Tabelle 3: kurze Gegenüberstellung der beiden Möglichkeiten zur Beschaffung der 
Nutzungsrechte  

Verfasser:
Mag. Jakob Egg
Breitbandkoordinator, 
Tel.: 0512 508 2411, E-
Mail: jakob.egg@
tirol.gv.at

Weitere
Ansprechpartner:

DI (FH) Mag.
Michael Mairhofer
Fachbereichsleitung, 
Tel.: 0512 508 2421

Ing. Helmut Heis,
Breitbandkoordinator, 
Tel.:  0512 508 3216 

Amt der Tiroler Landes-
regierung, Abteilung 
Wirtschaft und Arbeit 
Fachbereich
Breitbandausbau und
Technologieförderung
Heiliggeiststraße 7-9
6020 Innsbruck

E-Mail: wirtschaft.arbeit
@tirol.gv.at

Internet: http://www.tirol.
gv.at/breitband
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Verwaltungsgerichtsbarkeit:
Erfahrungs- und Praxisbericht aus Tirol

Mitarbeitern viel Druck genommen, da 
die Rechtsmittel-Entscheidungen ausge-
lagert worden sind. Andererseits erscheint 
die Abwicklung in der I. Instanz durch die 
Einführung der LVwG aufwändiger und 
kostspieliger bei gleichbleibenden perso-
nellen Ressourcen.

2) Umstellung von der früheren kassa-
torischen zur reformatorischen Entschei-
dungskompetenz des LVwG

Früher konnte es vorkommen, dass vom 
Vorstellungswerber selbst unbemerkte 
Fehler im Verfahren von der Vorstel-
lungsbehörde von Amts wegen aufgegrif-
fen werden konnten und die Gemeinde 
dadurch ein neues Verwaltungsverfahren 
durchzuführen hatte. Dies stellte natürlich 
einen erheblichen Mehraufwand auch in 
zeitlicher Hinsicht dar.

Die reformatorische Entscheidungs-
kompetenz der LVwG hat in dieser Hin-
sicht zu einer wesentlichen Verbesserung 
für die Gemeinden geführt. Der Be-
schwerdeführer steckt mit den Gründen, 
die er gegen den Bescheid vorbringt, den 
Rahmen des Verfahrens ab. Ein Bescheid 
wird nunmehr nicht mehr wegen jeder 
Rechtswidrigkeit aufgehoben. Dadurch 
erhalten sowohl die Gemeinden als auch 
die jeweiligen Beschwerdeführer relativ 
rechtssichere Entscheidungen.

1) Auswirkungen des Entfalles des 
innergemeindlichen Instanzenzuges

Die Einführung der LVwG wurde in 
den Tiroler Gemeinden, so wie bei Ver-
änderungen gerne üblich, mit gemischten 
Gefühlen aufgenommen. Auf der einen 
Seite wurde die Einführung einer unab-
hängigen II. Instanz als durchwegs positiv 
empfunden. Grundsätzlich sind wir uns 
alle einig, dass dies zu einer wesentlichen 
Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit ge-
führt hat. Entscheidungen werden durch 
unabhängige Richter, frei von jeglicher 
politischer Einflussnahme, getroffen. Da-
durch ist ein hohes Maß an Qualität der 
Entscheidungen gewährleistet.

Auf der anderen Seite jedoch tun sich 
vor allem kleinere und kleinste Ge-
meinden teilweise schwer ein zu 100 % 
fehlerfreies erstinstanzliches Verwal-
tungsverfahren durchzuführen; besonders 
deshalb, weil die Materiengesetze und die 
Judikatur teilweise immer unüberschauba-
rer werden und die Verfahrensabwicklung 
immer komplexer und formelbehafteter 
wird. Eine Kleinstgemeinde mit nicht ein-
mal 500 Einwohnern wird sich nur in den 
allerseltensten Fällen einen rechtskundi-
gen Mitarbeiter leisten können. 

Früher oder später werden die Ge-
meinden daher erkennen müssen, dass 
sie entweder Mitarbeiter mit juristischer 
Ausbildung einstellen oder diverse Agen-
den an rechtskundige Parteienvertreter 
auslagern, was in der Praxis jedoch aus 
budgetären Gründen nicht immer ganz 
einfach ist. Eine weitere zukunftsträchtige 
Lösung könnte hierbei auch im Bereich 
der Gemeindekooperationen liegen.

Seit der Einführung der LVwG wurde 
einerseits durch den Entfall des innerge-
meindlichen Instanzenzuges sowohl den 
Bürgermeistern als auch den zuständigen 

Anlässlich der Einführung der Landesverwaltungsgerichte (LVwG) vor rund zwei Jahren 
wurde ein gemeinsamer Workshop der Tiroler Landesverwaltung, des LVwG und des Instituts 
für Föderalismus kürzlich im Landhaus abgehalten, bei welchem ich als Obmann des Fach-
verbandes der leitenden Gemeindebediensteten Tirols (FLGT) neben namhaften Experten 
wie Univ.-Prof. Dr. Peter Bußjäger, Präs. Dr. Christoph Purtscher, Richter Dr. Wolfgang 
Fasching und Dr. Harald Neuschmid einen kurzen Erfahrungsbericht aus den Gemeinden 
in Abstimmung mit einigen Amtsleiterkollegen präsentieren durfte.

Fachverband der 
leitenden Gemein-
debediensteten Tirol 
(FLGT)

Mag. iur.
Bernhard Scharmer
Landesobmann &
Gemeindeamtsleiter
der Marktgemeinde 
Telfs

Tel. 05262/6961-1000

Mobil: 0676/83038-213

E-Mail
bernhard.scharmer@
telfs.gv.at
Internet:
www.flgt.at
www.telfs.gv.at
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Ausgewählte relevante Entscheidung 
von erwähnenswerter Bedeutung finden 
sich zusätzlich auf der Homepage des 
LVwG: www.lvwg-tirol.gv.at

3) Auswirkungen auf die Entschei-
dungsqualität in der I. Instanz

Schon vor Einführung der LVwG wurde 
uns bewusst, dass wir zukünftig im erst-
instanzlichen Ermittlungsverfahren noch 
gründlicher zu arbeiten haben, auch wenn 
die Durchführung eines ordentlichen Ver-
waltungsverfahrens schon bisher primäres 
Ziel der Gemeinden war.

Früher konnten jedoch diverse Unregel-
mäßigkeiten im erstinstanzlichen Ermitt-
lungsverfahren im Gemeindevorstand 
als II. Instanz relativ einfach und rasch 
bereinigt werden. Im Falle eines grob 
mangelhaften Ermittlungsverfahrens muss 
das LVwG keine inhaltliche Entschei-
dung herbeiführen, sondern kann an die I. 
Instanz zurückverweisen. Daher sind die 
Gemeinden mehr denn je gefordert, in der 
I. Instanz das Ermittlungsverfahren noch 
gründlicher durchzuführen, um negative 
Folgewirkungen auszuschließen.

An dieser Stelle darf ich mich beim 
Tiroler Gemeindeverband und den Mit-
arbeitern des Amtes der Tiroler Landes-
regierung herzlich bedanken, welche in 
schwierigen Verwaltungsverfahren die 
Gemeinden immer aktiv mit Rat und 
Tat unterstützen, was auch wesentlich 
zur Qualität der Entscheidungen in den 
Gemeindeämtern beiträgt.

4) Resümee und Ausblick

Die sehr hohe Qualität der landesver-
waltungsgerichtlichen Entscheidungen 
bringt jedenfalls eine Verbesserung für die 
Abwicklung der Verwaltungsverfahren in 

den Gemeindeämtern. Die Einführung 
der LVwG war für die Gemeinden somit 
wichtig und richtig, auch wenn das nicht 
zwangsläufig immer zu einer Beschleuni-
gung der Verfahren geführt hat.

Für die Zukunft bereits angedacht ist, 
die aufschiebende Wirkung einer Be-
schwerde im Bauverfahren auszuschließen. 
Tirol ist des Weiteren im Vergleich zu an-
deren Bundesländern ein Vorreiter, da der 
innergemeindliche Instanzenzug gänzlich 
aufgehoben wurde und somit eine „III. 
Instanz“ erspart blieb.

„Abschließend darf festgestellt werden, 
dass wir alle, sowohl die Gemeinden als auch 
die Bundes- und Landesbehörden, im selben 
Boot sitzen. Schlussendlich geht es bei ganz-
heitlicher Betrachtung unserer kommunalen 
Agenden immer um die Stärkung unseres 
Wirtschaftsstandortes Tirol sowie die Wah-
rung der Interessen unseres Rechtsstaates und 
unserer Bürger.“

PROFESSIONELLE 
SECURITY- & SERVICE-LEISTUNGEN 
AUS EINER HAND 

FÜR DIE TIROLER 
GEMEINDEN

www.owd.at

Tel. 0512 583363-0 
Mail: sek.innsbruck@owd.at

• Sicherheitsdienst
• Sicherheitstechnik
• Notruf ServiceCenter
• Gebäudereinigung
• Zeit- und Datenerfassung
• Versicherungsmakler
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Die TIROLER GEMEINDEZEITUNG präsentiert neue Bürgermeister
Gerhard Angerer, Weerberg

„Ich will nicht auf der Ofenbank jammern, 
sondern für die Gemeinde arbeiten“

Die Beweggründe, sich 
kommunalpolitisch zu 
engagieren, waren für 
Angerer einst recht ein-
fach: „Ich wollte nicht 
zu jenen gehören, die auf 
der Ofenbank liegen und 
jammern, sondern habe es 
als erstrebenswert erachtet, 
mich selbst zu engagieren 
und für die Gemeinde zu 
arbeiten.“

Mit den Finanzen wird 
er sich auch als Gemeinde-
chef intensiv beschäftigen 
müssen. „Unser Verschul-
dungsgrad liegt aktuell bei 
rund 44 Prozent. Die frei 
verfügbaren Mittel wer-
den immer weniger, was 
eine Gemeinde und deren 
Bürgermeister im Prinzip 
zu Bittstellern beim Land 
macht. Die Budgeterstel-
lung wird dementspre-
chend auch immer schwie-
riger“, sagt Angerer.

Die vergangenen zwölf 
Jahre in Weerberg waren 
geprägt von einer regen 
Bautätigkeit. „Dement-
sprechend werden wir jetzt 
eine Konsolidierungsphase 
einleiten müssen. Wir 
haben natürlich ein ext-
rem aktives Vereinsleben 
im Dorf. Und gerade im 
sportlichen Bereich wären 
infrastrukturelle Verbes-
serungen notwendig. Wir 

Nach dem plötzlichen Tod von Bürgermeister Ferdinand Angerer waren in Weerberg 
Bürgermeisterwahlen notwendig geworden. In einem knappen Wahlgang setzte sich der 
43-jährige Gerhard Angerer knapp durch und steht nun an der Spitze der Gemeinde. 
Im Kommunalparlament ist er schon seit 2004 vertreten, war in der zu Ende gehenden 
Funktionsperiode unter anderem im Finanzausschuss tätig.

müssen uns da aber nach 
der Decke strecken und 
genau überlegen, wie wir so 
etwas finanzieren können“, 
macht der neue Bürger-
meister deutlich.

Der Geschäftsführer der 
Abteilung Feuerwerk bei 
Binderholz ist privat ver-
heiratet und Vater von zwei 
Kindern. Er sitzt im Pfarr-

kirchen- und im Pfarrge-
meinderat, war 18 Jahre 
lang Obmann des Theater-
vereins und bis zu seiner 
Wahl zum Dorfchef auch 
Obmann-Stellvertreter 
des EHC Weerberg. „Jetzt 
nimmt mich natürlich das 
Bürgermeisteramt sehr in 
Anspruch“, sagt Angerer.

 Peter Leitner
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„Aufgrund der Finanz-
lage ist ein Gemeindechef 
heute leider a Bittsteller als 
Bürgermeister. Bgm. 

 Gerhard Angerer
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Jahresabschluss lesen und verstehen
Davon wird der Aufwand aus dem ope-

rativen Geschäft abgezogen, also alles, was 
im Geschäftsjahr eingesetzt wurde. Zuerst 
wird der Materialaufwand abgezogen, zu 
dem auch bezogene Fremdleistungen und 
überhaupt alles an Aufwand gehört, der 
unmittelbar mit der Wertschöpfung zu 
tun hatte (anderswo als variable Kosten 
bezeichnet). Zieht man von den Erlösen 
den Materialaufwand ab, ergibt sich der 
betriebswirtschaftliche Rohertrag.

Danach wird der Personalaufwand 
berücksichtigt, wobei in der Gewinn- und 
Verlustrechnung die Löhne, Gehälter, 
Steuern, Sozialversicherung, Sozialleis-
tungen und Dotierung von Abfertigung- 
und Urlaubsrückstellungen ausgewiesen 
werden (ebenfalls variable, weil zumeist 
unmittelbare wertschöpfungsabhängige 
Kosten).

Die Abschreibungen sind der erste Be-
zug zur Bilanz, genauer zu den als Anlage-
vermögen bezeichneten Vermögenswerten 
des Unternehmens. Dieses Vermögen 
wird ja im betrieblichen Ablauf mehr oder 
weniger viel beansprucht; der damit ver-
bundene Wertverzehr wird als Absetzung 
für Abnutzung (AfA) oder eben kurz als 
Abschreibung bezeichnet.

Die sonstigen betrieblichen Aufwen-
dungen sind schließlich jene Aufwendun-
gen, die regelmäßig anfallen, betrieblich 
notwendig sind, aber nicht unmittelbar im 
Produktions- oder Dienstleistungsprozess 
aufgehen (zB PKW, Büromiete, Sozial-
versicherung des Unternehmers, Versiche-
rungsprämien, Werbung, Instandhaltung). 

Wenn vom Jahresabschluss die Rede 
ist, ist damit die Bilanz mit Gewinn- und 
Verlustrechnung gemeint. Bei Kapital-
gesellschaften kommen noch schriftliche 
Erläuterungen dazu, die als Anhang 
bezeichnet werden; für Geschäftsjahre ab 
1.1.2016 können sich Kleinstkapitalgesell-
schaften den Anhang ersparen (Umsatz 
unter EUR 700.000, Bilanzsumme unter 
EUR 350.000 und/oder höchstens 10 
Mitarbeiter).

Einnahmen-Ausgaben-Rechnung oder 
Gewinn- und Verlustrechnung?

Das Lesen eines Jahresabschlusses star-
tet man am besten mit der Gewinn- und 
Verlustrechnung, um rasch einen Über-
blick über das wirtschaftliche Ergebnis 
eines (!) Jahres, auch mit den Vorjahres-
zahlen, zu bekommen.

Dem Aufbau und der Funktion nach 
ähnelt die Gewinn- und Verlustrechnung 
durchaus einer Einnahmen- Ausgaben-
Rechnung. Nur ist der wesentliche Unter-
schied, dass bei der Gewinn- und Verlust-
rechnung das Verursachungsprinzip gilt 
(Entstehen von Forderung oder Verbind-
lichkeit; Zeitpunkt Rechnung und Zah-
lung egal), während die Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung bis auf die Abschreibung 
(AfA) strikt dem Zu- und Abflussprinzip 
(konkrete Bezahlung) folgt. Über mehrere 
Jahre betrachtet sollte demnach am Ende 
dasselbe herauskommen.

Was steht in der Gewinn- und Verlust-
rechnung?

Die Rechnung ist immer ein Überblick 
über die unsaldierten Erlöse und Aufwen-
dungen eines Geschäftsjahres, welches in 
der Regel 12 Monate umfasst.

Zu Beginn stehen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung die Erlöse (=Umsätze, 
Kerngeschäft). Darunter die sonstigen 
betrieblichen Erträge, dazu gehören zB 
Gewinne aus dem Verkauf von Anlage-
vermögen (Verkaufswert > Buchwert), 
Schadenersätze, Rückstellungsauflösungen 
oder Privatanteile. In Summe ergibt dies 
die Betriebsleistung. Das ist also in Geld 
oder Forderungen die unternehmerische 
Wertschöpfung in diesem Jahr.

Erlöse

- Materialaufwand

- Personalaufwand

- Abschreibungen

- sonstige betr. Aufw. 

= Betriebsergebnis

± FInanzergebnis 

= EGT

± ao. Ergebnis

- Steuern

= Jahresabschluss

Zuw./Auf. Rücklagen

Jahresergebnis

Gewinn-/Verlustvortrag

Bilanzgewinn

Erträge & Aufwände
aus der laufenden
operativen Tätigkeit

Beteiligungen,
Wertpapiere,
Zinsen, ähnliche 
Erträge/Aufwände

Außerordentliche 
Ertäge & Aufwände

Ergebnis der
gewöhnlichen GT

Mag. Dr. Helmut
Schuchter
Kommunalwerkstatt

Burgenlandstraße 39
6020 Innsbruck

Tel. 0676 615 69 65

E-Mail:
steuerberater@
schuchter.at
Internet:
www.kommunalwerk-
statt.at
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Diese Ausgaben entsprechen in etwa den 
Fixkosten.

Somit gelangt man zum sog. Betriebs-
ergebnis. Das ist eigentlich nichts anderes 
als Umsätze minus Aufwand.

Das Finanzergebnis beinhaltet einerseits 
die Ansprüche auf Zinsen und Erträge 
aus Beteiligungen und anderer- seits die 
verursachten Zinsen und Aufwendungen 
aus Beteiligungen; im Ergebnis also die 
Einkünfte aus Finanzvermögen und Un-
ternehmensbeteiligungen.

Im nächsten Rechenschritt werden 
Betriebsergebnis und Finanzergebnis zum 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit (kurz: EGT) zusammengefasst. 
Zählt man noch die außerordentlichen 
Erträge/Aufwände dazu und berücksich-
tigt die Ertragsteuern (kann nur Körper-
schaftsteuer sein) ergibt das den Jahres-
überschuss bzw. Jahresfehlbetrag. Für 
Geschäftsjahre ab 1.1.2016 entfällt der 
Ausweis des außerordentlichen Ergebnis-
ses; außerordentliche Vorgänge sind aber 
im Anhang zu erläutern und das EGT 
wird dann Ergebnis vor Steuern genannt.

Wird der Jahresüberschuss – der das 
wirtschaftliche Ergebnis darstellt - um die 
Rücklagenbewegungen (z.B. Erhöhung/
Verringerung Gewinnrücklage) verringert 
bzw. erhöht, kommt man zum Jahreser-
gebnis. Schließlich werden die gesamten 
Ergebnisse aller Vorjahre (Gewinn- bzw. 
Verlustvortrag; bei Kapitalgesellschaften 
gekürzt um allfällige Gewinnausschüttun-
gen) dazugerechnet und es ergibt sich die 
Schlussgröße Bilanzgewinn bzw. Bilanz- 
verlust.

Dieser Bilanzgewinn ist die zweite und 
endgültige Verknüpfung zur Bilanz, da 
der Bilanzgewinn bzw. -verlust dort im 
Eigenkapital ausgewiesen wird. Er kann 
als Gewinnvortrag im Unternehmen 
verbleiben oder entnommen werden (bei 
Kapitalgesellschaften an die Gesellschafter 
ausgeschüttet werden).

Was ist die Bilanz?
Die Bilanz ist wörtlich zu nehmen – es 

werden positive Werte den negativen Posi-
tionen gegenübergestellt, deren Saldo als 
Eigenkapital bezeichnet wird. Das Eigen-
kapital zeigt das Reinvermögen des Un-
ternehmens. Von den Vermögenswerten 
(Aktivseite) werden die Verbindlichkeiten 

(=Schulden) und Rückstellungen auf der 
Passivseite abgezogen. Das Ergebnis ist 
das Eigenkapital und das steht rechts oben 
in der Bilanz; steht ein Minus dabei ist es 
negativ.

Die linke Seite der Bilanz zeigt aber 
auch, was investiert wurde und zum 
Bilanzstichtag als Vermögenswert noch 
vorhanden ist. Die rechte Seite erklärt, wie 
diese Investitionen finanziert wurden.

Die Bilanz ist auch immer eine blo-
ße Momentaufnahme, ein Blitzlicht auf 
werthältige Investitionen und deren Fi- 
nanzierung zum Stichtag (meistens der 
31.12.).

Wie ist so eine Bilanz im Detail aufge-
baut?

Die Aktiv-Seite zeigt, in welcher Form 
die Kapitalmittel im Unternehmen an 
einem Stichtag gebunden sind und welche 
Werte diese Vermögensgegenstände 
haben. Nur die Aktiven Rechnungsab-
grenzungsposten (ARA) und Passiven 
Rechnungsabgrenzungsposten (PRA) 
stören dieses Grundverständnis, weil sie 
eigentlich nur rechnerische Aufwands- 
oder Ertragsverschiebungen zwischen zwei 
Geschäftsjahren sind.

Das Anlagevermögen zeigt eigene In-
vestitionen, die länger als ein Jahr genutzt 
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werden und dem Unternehmen nachhaltig 
der Wertschöpfung dienen.

Das Umlaufvermögen ist in ständiger 
Bewegung und verändert sich laufend. 
Dabei wird zwischen dem nichtmonetären 
(Vorräte, halbfertige Arbeiten) und dem 
monetären (Forderungen, Geld) Umlauf-
vermögen unterschieden.

Alle diese Vermögenswerte können aus 
eigener Kraft finanziert sein, wobei es 
egal ist, ob die Mittel vom Unternehmer 
eingelegt wurden (Stammkapital, meis-
tens die Rücklagen) oder aus den jährlich 
erwirtschafteten Gewin- nen (Bilanzge-
winn) stammen; die Summe daraus ist das 
Eigenkapital.

In der Regel langen aber die Eigenmittel 
nicht aus und das Unternehmen macht 
Schulden, um Anlage- und Umlaufver-

mögen zu finanzieren. Steht hinter den 
Schulden die Forderung eines anderen 
(egal ob Bankdarlehen oder Lieferant eine 
Rechnung gestellt oder Kunde eine An-
zahlung geleistet hat), werden diese Schul-
den unter der Position Verbindlichkeiten 
ausgewiesen. Sollte der Unternehmer zwar 
eine Leistung in Anspruch genommen 
haben, es gibt aber noch keine Abrech-
nung dazu, dann muss die voraussichtliche 
Schuld geschätzt und als Rückstellung 
dargestellt werden.

Für Geschäftsjahre ab 1.1.2016 sind in 
der Bilanz Forderungen mit einer Rest-
laufzeit über ein Jahr und Verbindlichkei-
ten mit Restlaufzeiten bis und über ein 
Jahr gesondert auszuweisen; Verbindlich-
keiten mit Restlaufzeiten über fünf Jahre 
finden sich im Anhang.

Veröffentlichung von
Stellenausschreibungen
Service auf TGV-Homepage M U S T E R  E I N E R 

S T E L L E N A U S S C H R E I B U N G 

Bei  der  Gemeinde  /  Marktgemeinde  /  Stadtgemeinde  ………………………………..,  ist  für  die 
Betreuung  einer  Kindergartengruppe  in  der  Kinderbetreuungseinrichtung ……………….., mit 
Wirksamkeit vom ……………………………. die Stelle 

 

einer pädagogischen Fachkraft 
 

mit  einem  Beschäftigungsausmaß  von  40  Wochenstunden,  das  sind  100%  der 
Vollbeschäftigung,  zu  besetzen.  Die  Einstufung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des 
Gemeinde‐Vertragsbedienstetengesetzes  2012  –  G‐VBG  2012,  LGBl.  Nr.  119/2011  in  der 
jeweils geltenden Fassung, Entlohnungsgruppe ki. 

Das Mindestentgelt beträgt monatlich € …………. brutto.  Es wird darauf hingewiesen, dass 
sich das angeführte Mindestentgelt aufgrund von gesetzlichen Vorschriften gegebenenfalls 
durch  anrechenbare  Vordienstzeiten  sowie  sonstige  mit  den  Besonderheiten  des 
Arbeitsplatzes verbundene Entgeltbestandteile erhöht.   

Von den BewerberInnen werden folgende Voraussetzungen erwartet: 

 die erfolgreiche Ablegung der Reife‐ und Diplomprüfung für Kindergärten oder der 
Diplomprüfung für Kindergartenpädagogik 

 ………………………………………………………………………………………………………………. 
 

Bewerbungen  sind  bis  spätestens  ……………………………………………….  bei  der  Gemeinde  / 
Marktgemeinde / Stadtgemeinde ………………………………………………………  einzubringen. 

Für Informationen steht Ihnen …………………………………………………………..  zur Verfügung.  

Hier:  
Auf § 2 des Gemeinde‐Gleichbehandlungsgesetzes 2005  in Verbindung mit § 7 des Landes‐
Gleichbehandlungsgesetzes 2005 wird hingewiesen. 

Variante: 

Gemäß  §  2  des  Gemeinde‐Gleichbehandlungsgesetzes  2005  in  Verbindung  mit  §  7  des 
Landes‐Gleichbehandlungsgesetzes  2005 werden  insbesondere  Frauen  eingeladen,  sich  zu 
bewerben.  

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Der Tiroler Gemeindeverband ist be-
strebt, das Serviceangebot für die Gemein-
den und Gemeindeverbände laufend zu 
verbessern.

In diesem Zusammenhang besteht für 
Gemeinden bzw. Gemeindeverbände die 
Möglichkeit, Ausschreibungen von freien 
Dienstposten (Stellenausschreibungen) auf 
der Homepage des Tiroler Gemeindever-
bandes zu veröffentlichen.

Um auf diese Weise allen potenziel-
len Bewerberinnen und Bewerbern einen 
möglichst vollständigen Überblick über die 
jeweils vakanten Stellen auf Gemeindeebe-
ne zu verschaffen, lädt der Tiroler Gemein-
deverband ein, von diesem Angebot regen 
Gebrauch zu machen.

Folgende Vorgangsweise ist zu treffen:
Übermittlung des Ausschreibungstextes 

im „pdf-Format“ an den Tiroler Gemein-
deverband per E-Mail unter: tiroler@ge-
meindeverband-tirol.at

Auf der Homepage des Tiroler Gemein-
deverbandes steht auch eine Mustervorlage 
zum Download bereit.

Achtung: Es ist wichtig, dass basierend 
auf den geltenden gesetzlichen Regelun-
gen in einer Ausschreibung das Mindes-
tentgelt angeführt wird. Darauf wird in 
Ausschreibungen sehr oft vergessen.



Mag. Peter
Stockhauser,
Geschäftsführer

Adamgasse 7a
6020 Innsbruck

Tel.  0512 587 130-13
Fax: 0512 587 130-14

E-Mail: p.stockhauser@
gemeindeverband-tirol.at
Internet:
www.gemeindeverband-
tirol.at
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mPersonalaufwand der Gemeindewald-
aufseher – Festsetzung der „Waldumlage“ 
bis spätestens 1. April

Auf die zeitgerechte Beschlussfassung 
der Verordnung über die „Waldumlage“ 
durch den Gemeinderat darf hingewiesen 
werden. § 10 der Tiroler Waldordnung 
2005, LGBl. Nr. 55, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 130/2013, 
sieht in diesem Zusammenhang vor, dass 
die Gemeinden zur teilweisen Deckung 
des Personalaufwandes für die Gemein-
dewaldaufseher ermächtigt werden, eine 
jährliche Umlage aufgrund eines Be-
schlusses des Gemeinderates zu erheben 
(Abs. 1.).

Der Gemeinderat hat den Gesamtbe-
trag der Umlage (= Personalaufwand für 
Gemeindewaldaufseher im abgelaufe-
nen Jahr) jährlich bis spätestens 1. April 
durch Verordnung des Gemeinderates 
festzusetzen (vgl. Abs. 2 und 3). Um eine 
rechtskonforme Erhebung dieser Umlage 
sicherzustellen und um allfällige Behebun-
gen der Abgabenbescheide im Rechtsmit-
telwege zu vermeiden, ist die Einhaltung 
dieser gesetzlichen Terminvorgabe un-
bedingt erforderlich. Es ist deshalb dafür 
Sorge zu tragen, dass die Beschlussfas-
sung der in Rede stehenden Verordnung 
durch den Gemeinderat so zeitgerecht 
erfolgt, dass die Kundmachung an der 
Amtstafel der Gemeinde spätestens am 
31. März vorgenommen werden kann 
(siehe dazu § 60 Abs. 1 und 3 Tiroler 
Gemeindeordnung 2001 – TGO). 

Dies umso mehr, da auch die Kostenbe-
teiligung des Landes am Personalaufwand 
für diesen Personenkreis die gesetzeskon-
forme Vorgangsweise voraussetzt und die 
Höhe des Landeszuschusses sich insbe-
sondere auf jenen Ausgangsbetrag bezieht, 
der sich nach Abzug der auf die Waldei-
gentümer und Teilwaldberechtigten (siehe 
dazu im Detail § 10 Abs. 5 der Tiroler 
Waldordnung 2005) umzulegenden Perso-
nalkosten ergibt.  

mPrivatnutzung von Dienstwägen – 
Erhöhung der Sachbezugswerte

Besteht für die DienstnehmerInnen 
die Möglichkeit, ein dienstgebereigenes 
Kraftfahrzeug für Privatfahrten kostenlos 
zu benutzen, dann sind ab 1. Jänner 2016 
als monatlicher Sachbezug 2 Prozent der 
tatsächlichen Anschaffungskosten des 
Kfz, maximal 960 Euro monatlich an-
zusetzen. Für Kraftfahrzeuge mit einem 
CO2-Emissionswert von nicht mehr als 
130 Gramm pro Kilometer ist ein Sach-
bezug von 1,5 Prozent der tatsächlichen 
Anschaffungskosten des Kraftfahrzeuges, 
maximal 720 Euro monatlich, anzusetzen. 
Diese Regelung gilt für sämtliche Dienst-
wägen mit Privatnutzung, nicht nur für 
Neuzulassungen. Wer mit dem Dienstwa-
gen nachweislich weniger als 500 Kilo-
meter pro Monat privat fährt, kann den 
halben Sachbezug ansetzen.

 
mASKI Euro 2016 für Bürgermeister-

(innen) und ihre Partner(innen)

Von Mittwoch, den 16.03.2016, bis 
Samstag, den 19.03.2016, wird in St. 
Johann im Pongau zum ersten Mal die 
SKI Euro für Bürgermeister(innen) und 
Partner(innen) ausgetragen. Teilnahmebe-
rechtigt sind BürgermeisterInnen aus ganz 
Europa gemeinsam mit Ihren PartnerIn-
nen. Es gibt eine Einzelwertung für Paare 
und eine Nationenwertung von jeweils 
fünf Teams einer Nation. Seitens des 
Veranstalters wird gewünscht, dass Tirol 
ein oder mehrere Teams mit jeweils fünf 
Paaren stellt. Die Paare können sich ein-
zeln anmelden, sollten aber beim Anmel-
deformular „Team Tirol“ anführen. Nähere 
Details finden Sie auf der Homepage des 
Tiroler Gemeindeverbandes.

mGebührenermäßigung bei Online-
Eingaben / Gebührentabelle aktualisiert

Durch das Abgabenänderungsgesetz 2015, 
BGBl. I Nr. 163 /2015, erfolgte eine Ände-
rung des Gebührengesetzes, demnach seit 
1. Jänner 2016 Eingaben und Beilagen, die 

Aktuelles aus der Geschäftsstelle
von Mag. Peter Stockhauser und Mag. Clemens Peer
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auf elektronischem Weg unter Inanspruch-
nahme der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff E-
GovG) eingebracht werden, nur mehr einer 
ermäßigten Gebühr unterliegen. Die in den 
Tarifposten 5 Abs. 1 und 6 Abs. 1 und 2 des 
§ 14 Gebührengesetz 1957 angeführten Be-
träge werden für den Fall derartiger „Online 
Eingaben“

von 3,90 Euro auf 2,30 Euro,
von 14,30 Euro auf 8,60 Euro,
von 21,80 Euro auf 13,10 Euro und
von 47,30 Euro auf 28,40 Euro ermäßigt.
Die auf der Homepage des Tiroler Ge-

meindeverbandes unter „Service – Down-
loads“ zur Verfügung stehende Gebührenta-
belle wurde bereits entsprechend aktualisiert.

mBefangenheit von Mitgliedern des 
Gemeinderates / Gemeindevorstandes

Nach § 29 Tiroler Gemeindeordnung 
2001 – TGO sind die Mitglieder der Kolle-
gialorgane in den Angelegenheiten, an de-
nen sie selbst oder einer ihrer Angehörigen 
im Sinn des § 36a des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes 1991-AVG, BGBl. 
Nr. 51, beteiligt sind, oder in denen sie als 
Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren 
oder noch bestellt sind, oder wenn sonstige 
wichtige Gründe vorliegen, die geeignet 
sind, ihre volle Unbefangenheit in Zweifel 
zu ziehen von der Beratung und Beschluss-
fassung über einen Verhandlungsgegenstand 
ausgeschlossen. Zu beachten ist jedoch, dass 
es bei der Beratung und Beschlussfassung 
über Verordnungen (z.B. Flächenwidmungs-
pläne, Bebauungspläne) und bei der Durch-
führung von Wahlen keine Befangenheit 
gibt. Somit ist in diesen Fällen (zu diesen 
Tagesordnungspunkten) auch die Vertretung 
durch ein Ersatzmitglied nicht zulässig. 
Dessen ungeachtet bleibt es dem betroffenen 
Mitglied unbenommen, sich der Beratung 
und Beschlussfassung zu entziehen (bspw. 
durch Verlassen des Raumes oder durch eine 
sonstige klar zum Ausdruck gebrachte Hal-
tung, an der Beratung und Beschlussfassung 
nicht teilnehmen zu wollen). Mitglieder, die 
sich wie oben angeführt, der Abstimmung 
entziehen, sind in das Abstimmungsergebnis 
nicht miteinzurechnen. Die erforderliche 
Mehrheit errechnet sich also von der Zahl 
der Gemeinderatsmitglieder abzüglich jener, 
die an der Beratung und Beschlussfassung 
nicht teilgenommen haben.

Demgegenüber haben befangene Mitglie-
der ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen 
und es ist nur im Zweifel vom Kollegialor-
gan zu entscheiden, ob ein Befangenheits-
grund vorliegt. Sofern bei der Abstimmung 
kein Ersatzmitglied zur Verfügung steht, 
zählen befangene Mitglieder ebenfalls nicht 
mit. Diese Mitglieder sind sodann auch 
beim erforderlichen Präsenzquorum nicht 
mitzuzählen. 

Von obigen Fällen zu unterscheiden ist 
eine Stimmenthaltung nach § 45 Abs. 2 
TGO, welche als Ablehnung gilt.

mBeschäftigung von Asylwerbern an 
Schulen

AAsylwerber, deren Verfahren im Rahmen 
des Bundesbetreuungsgesetzes zugelassen 
wurde, können mit ihrem Einverständnis 
und gegen Gewährung eines Anerken-
nungsbeitrages zu Hilfstätigkeiten, die im 
unmittelbaren Zusammenhang mit ihrer 
Unterbringung stehen (z.B. Reinigung, 
Küchenbetrieb, Transporte, Instandhaltung 
in der Betreuungseinrichtung) und für 
gemeinnützige Hilfstätigkeiten für Bund, 
Land, Gemeinde (z.B. Angelegenheiten 
in der Haus- und Liegenschaftsbetreuung 
oder Unterstützung in der Administration), 
herangezogen werden.

Laut Rundschreiben des Landesschulrates 
für Tirol vom 18.11.2015, besteht bei Ausfall 
eines Schulwartes, angelernten Arbeiters 
oder in der Reinigungsorganisation, auch 
in Schulen die Möglichkeit, Asylwerber 
zu beschäftigen, damit der Dienstbetrieb 
aufrechterhalten werden kann. Auch bei 
Schulveranstaltungen (Sprechtage, Tage 
der offenen Tür, bei Abschlussfeiern für 
Buffets etc.) dürfen Asylwerber beschäftigt 
werden. Nähere Informationen: siehe das 
Rundschreiben des Landesschulrates für 
Tirol vom 18.11.2015, welches als Anlage 
zum Newsletter 12/2015 auf der Homepage 
des Tiroler Gemeindeverbandes abgerufen 
werden kann.

mTerminaviso: Tiroler Gemeindetag 
am 27. April 2016 in Telfs

Der Tiroler Gemeindetag 2016 wird am 
Mittwoch, den 27. April in der Marktge-

Mag. Clemens Peer
Geschäftsführer-Stv.

Adamgasse 7a
6020 Innsbruck

Tel.  0512 587 130-12
Fax: 0512 587 130-14

E-Mail: c.peer@
gemeindeverband-tirol.at
Internet:
www.gemeindeverband-
tirol.at
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meinde Telfs stattfinden. Selbstverständlich 
sind beim Tiroler Gemeindetag 2016 zu den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
auch Gemeindefunktionäre und leitende 
Gemeindebedienstete herzlich eingeladen.

mSchulungs- und Informationsveran-
staltungen

In nächster Zeit ist geplant, zu folgenden 
Themen Veranstaltungen durchzuführen: 

l „Transferzahlungen an das Land aus 
den Bereichen Altenhilfe, hoheitliche 
Mindestsicherung, Behindertenhilfe und 
Flüchtlingswesen“

 
Referenten: Dr. Johann Wiedemair und 

Mag. Martin Steinlechner, Abt. Soziales, 
Land Tirol;

Die TeilnehmerInnen erhalten einen 
rechtlichen und finanziellen Einblick in 
den Umfang an Transferzahlungen aus 
den Bereichen der Altenhilfe, hoheitli-
chen Mindestsicherung, Behindertenhilfe, 
Flüchtlingswesen etc., die die Gemeinden 
an das Land leisten müssen. Die Refe-
renten informieren über die genannten 
Aufgaben und zeigen an konkreten 
Fallbeispielen wie die Berechnungen der 
Kostenaufteilung erfolgt.

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Donnerstag, den 3. März 2016, im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten werden.

 
l „Neuerungen im Dienst- und Besol-

dungsrecht“ 

Referent: Mag. Peter Stockhauser, 
Geschäftsführer des Tiroler Gemeindever-
bandes;

In diesem Vertiefungsseminar setzen 
sich die TeilnehmerInnen mit den aktuel-
len Änderungen im Dienstrecht auseinan-
der und diskutieren anhand konkreter Fra-
gestellungen die praktische Umsetzung.

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Mittwoch, den 6. April 2016, bei Bedarf 
zweimal am angeführten Tag, im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Halbtages-
veranstaltung“ angeboten werden.

l „Der Bezug des Bürgermeisters nach 
den Bestimmungen des Tiroler Gemein-
debezügegesetzes 1998 aus pensions-
(kassen), kranken-, unfallversicherungs- 
und steuerrechtlicher Sicht“ 

ReferentInnen: Dr. Christian Bernard, 
Direktor der Pensionsversicherungsan-
stalt – PVA, Landesstelle Tirol; Marianne 
Mayr, Direktorin der Versicherungsan-
stalt für öffentlich Bedienstete – BVA, 
Landesstelle Tirol; Mag. Bruno Knapp, 
Fachvorstand Finanzamt Innsbruck; 
Mag.a (FH) Ursula Hintringer (VERO-
Versicherungsmakler); Mag. Peter Stock-
hauser, Geschäftsführer Tiroler Gemein-
deverband;

Nach den Impulsvorträgen zu den je-
weiligen Themen stehen die Referentinnen 
und die Referenten gerne für persönliche 
Gespräche zur Verfügung. Ebenfalls für 
allfällige Auskünfte zur Verfügung stehen 
wird Herr Christian Peterlini, Gemeinde-
verband für Zuwendungen an ausgeschie-
dene Bürgermeister. 

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Dienstag, den 19. April 2016, im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten werden.

l Gemeindeseminar „Sicherheitspoli-
zeigesetz“

Referent: Mag. Mario Breuss B.A, Lan-
despolizeidirektion Vorarlberg;

Kerninhalte sind unter anderem der 
Aufbau des Sicherheitspolizeigesetzes - 
SPG, die Abgrenzung SPG – StPO sowie 
Fallbeispiele in der praktischen Umset-
zung.

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Mittwoch, den 20. April 2016, im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten werden.

l „Basisseminar für neue Gemeinderä-
tInnen“

Referenten: Mag. Peter Stockhauser und 
Mag. Clemens Peer, Tiroler Gemeindever-
band;
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Bei diesem Seminar für neue Gemein-
derätInnen sollen ein Abriss aus der 
Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO 
und den Gemeindeabgaben, Eckpunkte 
des Tiroler Gemeinde-Bezügegeset-
zes, Grundzüge des Dienstrechts für 
Gemeinde(-verbands)bedienstete sowie 
Grundzüge des Bau- und Raumordnungs-
rechtes vorgetragen werden.

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Samstag, den 30. April 2016, im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof sowie am Sams-
tag, den 21. Mai 2016, im Bildungshaus 
Osttirol, jeweils als „Ganztagesveranstal-
tung“ angeboten werden.

Die Einladungen samt Details zu den 
Veranstaltungen wurden bzw. werden 
im Wege des Tiroler Bildungsinstituts 
Grillhof, Grillhofweg 100, 6080 Inns-
bruck, zeitgerecht ausgesandt. Die Semi-
narbeschreibungen finden sie auch auf der 
Homepage des Tiroler Gemeindeverban-
des. 

Für allfällige Rückfragen stehen die 
MitarbeiterInnen des Tiroler Gemeinde-
verbandes gerne zur Verfügung. 

Personalia
Bgm. Ernst Schwaiger, Kirchdorf i.T.   65
Hofrat Dr. Helmut Praxmarer 70
Bgm. Ing. Dietmar Ruggenthaler, Virgen 55
Bgm. DI (FH) Rudolf Häusler, Kematen i.T. 55
Bgm. Dr. Hans Lintner, Schwaz 65
Bgm. Georg Aicher-Hechenberger, Erl 55
Bgm. Ing. Alois Margreiter, Breitenbach a.I. 60
Bgm. Maximilian Harb, Volders 65
Bgm. Bernhard Eggel, Jungholz 60
Bgm. DI Elisabeth Blanik, Lienz 50
Bgm. Thomas Lutz, Grins  50
Bgm. Günter Strasser, Gnadenwald 50
Bgm. Egon Brandhofer, Bach 55
Alt-Bgm. Franz Waldegger, Nauders 90
Bgm. Hans Payr, Götzens 65
Bgm. Martin Schädle, Grän 55
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Tiroler Gemeindeverband
im Internet

www.gemeindeverband-tirol.at

Mit einem umfassenden
Servicebereich mit zahlreichen für 

Gemeinden relevanten Informationen.

Ihr direkter Draht zu uns:
Tel. 05 12 - 58 71 30

E-Mail:
tiroler@gemeindeverband-tirol.at



Partner der Gemeinden
im schönsten Land der Welt.
Wir sind für Sie da.
Hotline: 0512 5393-888

christian.switak
@we-tirol.at

walter.soier
@we-tirol.at

we-tirol.at
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